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Axel T. Paul 

Das Unmögliche richten - Schuld, Strafe und Moral in Ruanda 

I. 

Am 17. August 1946 schreibt Hannah Arendt an ihren Lehrer und Freund Karl Jas­
pers über die Taten der Nationalsozialisten, über welche die Alliierten seit November 
des Vorjahres in Nürnberg zu Gericht saßen: ,,Diese Verbrechen lassen sich juristisch 
[ ... ] nicht mehr fassen, und das macht gerade ihre Ungeheuerlichkeit aus. Für diese 
Verbrechen gibt es keine angemessene Strafe mehr. [ ... ] Das heißt, diese Schuld, im 
Gegensatz zu aller kriminellen Schuld, übersteigt und zerbricht alle Rechtsordnun­
gen. [ ... ] Mit einer Schuld, die jenseits des Verbrechens steht [ ... ], kann man 
menschlich-politisch überhaupt nichts anfangen. "1

Vor den Verbrechen der Nazis, die Arendt als den organisierten Versuch, den Be­
griff des Menschen auszurotten, charakterisiert,2 vor einer Tat - einer solchen Un­
tat -, die sowohl quantitativ als auch qualitativ alles bislang Dagewesene sprengt, 
versagt alles Strafrecht. Dass das Recht nur ein Hilfsmittel ist, Gerechtigkeit walten 
zu la sen, ist weithin bekannt. Vor der Aufgabe, über Menschen zu richten, welche 
den kategorialen Anspruch des Menschen, Teil einer Rechtsgemeinschaft zu sein,3

zerstören oder wenigstens zu zerstören versuchen, muss es notwendig scheitern. 
Gleichwohl hält Arendt daran fest, wie sie 1960 mit Blick auf den Eichmann-Prozess 
schreibt, ,,daß wir nichts als Rechtliches in der Hand haben, um etwas zu beurteilen 
und abzuurteilen, was sich weder mit Rechtsbegriffen noch mit politischen Katego­
rien wirklich adäquat auch nur darstellen läßt."4 Nur das Recht, so Arendt, kann,
darf und muss strafen, was anders nicht gesühnt werden kann. 

Nun hat man sich nach 1945 auf der einen Seite durchaus darum bemüht, das 
Strafrecht dem Ungeheuerlichen anzupassen. Zwar war von Gesetzen der Mensch­
lichkeit, gegen die verstoßen werden könne, bereits in der Präambel zur 2. Haager 
Landkriegsordnung von 1907 die Rede, justiziabel aber wurden Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit erst durch die Statuten der alliierten Kriegsverbrechertribunale in 

1 Hannah Arendt, Karl Jaspers: Briefwechsel 1926-1969, hrsg. v. Lotte Köhler u. Hans Sa­
ner, München/Zürich 1985, S. 90 f. 

2 Ebd., S. 106. 
3 Vgl. Hannah Arendt: ,,Es gibt nur ein einziges Menschenrecht", in: Die Wandlung, 

4/1949, s. 754-770. 
4 Arendt, Jaspers: Briefwechsel (wie Anm. 1), S. 454 
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Tokio und Nürnberg. Außer herkömmlicher Kriegsverbrechen wie der Misshand­
lung von Kriegsgefangenen oder der gegnerischen Zivilbevölkerung wurden führen­
de Repräsentanten des NS-Staates in Nürnberg der Verbrechen gegen den Frieden 
sowie gegen die Menschlichkeit angeklagt. Gemeint war mit diesen die politisch, re­
ligiös oder rassi(sti)sch „begründete" Verfolgung von Zivilisten im Kontext kriegeri­
scher Handlungen. 5

Der Straftatbestand 'Verbrechen gegen die Menschlichkeit' wurde neu geschaf­
fen, um die Nazis für die Vernichtung nicht allein, doch vornehmlich der Juden ab­
urteilen zu können. Näher ausformuliert wurde er in der UN-Konvention über die 
Verhütung und Bestrafung des Völkermords von 1948, der seitdem die übergroße 
Mehrheit aller Staaten beigetreten ist. Bestimmt wird Genozid in der Konvention als 
die absichtsvolle, gleichgültig ob zu Kriegs- oder Friedenszeiten begangene Hand­
lung, eine ethnische, nationale, religiöse oder rassische Gruppe ganz oder teilweise 
zu zerstören.6 Verbrechen gegen die Menschlichkeit sind mithin von Völkermord in­
sofern zu unterscheiden, als sie einerseits an kriegerische Auseinandersetzungen ge­
knüpft werden und sich andererseits als zwar politisch, nationalistisch, religiös oder 
rassistisch - und eben nicht bloß kriminell - motivierte Taten gleichwohl nicht im­
mer schon gegen die Vernichrung einer ethnischen, nationalen, religiösen oder 
rassischen Gruppe als ganzer richten müssen. 

Auf der anderen Seite hat es in den letzten Jahrzehnten nicht an Versuchen ge­
fehlt, auf Massenmorde, Terrorherrschaft, Bürgerkriege und kollektive Gewaltexzes­
se, die nur unter Umständen, aber nicht notwendigerweise in eine der genannten ju­
ristischen Kategorien fallen, mit anderen als (nur) strafrechtlichen Mitteln zu reagie­
ren. 7 Man denke an das vorsätzliche Absehen von strafrechtlicher Verfolgung ganzer
Tätergruppen wie in Griechenland oder Chile nach der Militärherrschaft, an die re­

education in Deutschland, an psychosoziale Reintegrationsprogramme für Kinder­
soldaten, an die postkoloniale Entschädigung indigener Bevölkerungsgruppen mit 
Land- und Selbstverwaltungsrechten, an Reparationen, an die wiederum deutsche 
Einrichtung einer Behörde zur Aufarbeitung der Stasi-Vergangenheit und ähnliche 
Unternehmungen im postkommunistischen Osteuropa, an diverse Runde Tische 
und Versöhnungskommissionen. 

Unter diesen sticht eine hervor, welche ihrem Land nach langen Jahrzehnten der 
radikalen Diskriminierung und brutalen Unterdrückung der Mehrheit seiner Be­
wohner, nach ungezählten Toten eines schwelenden und schmutzigen Bürgerkriegs 
nach vorherrschender Meinung nicht nur vor dem Abgleiten in einen offenen Bür­
gerkrieg verschont, sondern einen echten Neuanfang ermöglicht hat: gemeint ist die 

5 Charter of the International Military Tribunal,§ 6; http://www.yale.edu/lawweb/avalon/ 
imt/imt.htm. Der letzte Zugriff auf diese wie alle weiteren unten genannten URL erfolgte 
am 10. Januar 2006. 

6 Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide, Art. 2; 
h ttp://www.ohchr.org/ english/law/ genocide .htm. 

7 Siehe Martha Minow: Between Vengeance and Forgiveness. Facing History after Genocide 
and Mass Violence, Boston 1998. 



32 Axel T. Paul 

südafrikanische Truth and Reconcilitation Commission.8 Während und im Namen 
des Apartheid-Regimes begangene Verbrechen wurden um den Preis, dass die Täter 
ihre Taten gestanden, von der Strafverfolgung ausgenommen. Wer die Wahrheit sag­
te, wurde amnestiert. freilich, wer nicht von sich aus gestand und angeklagt wurde, 
dem drohte ein ordentliches Gerichtsverfahren. Kritiker und Opfer bemängelten, 
dass die Gerechtigkeit, das heißt die Bestrafung derjenigen, die Verbrechen, ja, die 
Morde begangen und somit schwere Schuld auf sich geladen hatten, ein zu hohes 
Gut sei, um durch Wahrheit erkauft werden zu können. Die Praxis hat jedoch ge­
zeigt, dass die qua Amnestieversprechen und Prozessandrohung „erkauften" Geständ­
nisse dem anonymen Terror der Apartheid Gesichter und Namen, gewissermaßen 
der Schuld eine Adresse gegeben und so einer möglichen Aussöhnung von T ätern 
und Opfern wenigstens die Tür geöffnet haben.9

Kann oder sollte dieses Beispiel Schule machen? W äre es nach 1945 in Deutsch­
land ein gangbarer und/oder wünschbarer Weg gewesen, statt einiger weniger 
Schau-Prozesse gegen die Hauptverantwortlichen, statt vorläufiger Berufsverbote für 
niedere Chargen und der im Westen wie im Osten erzwungen-halbherzigen „Entna­
zifizierung" weiterer Bevölkerungskreise eine Wahrheits- und Versöhnungskommis­
sion einzusetzen, um die Mitmacher und Mitläufer des Nazi-Regimes zum Reden zu 
bewegen? Wie hätten die wenigen überlebenden Juden auf ein solches „Gesprächs­
angebot" reagiert? Hätten sie es annehmen können? Hätten sie es angesichts der na­
tionalsozialistischen Anstrengung, mit den Juden den Begriff des Menschen selbst 
auszurotten, überhaupt annehmen dürfen? 

Die Schwere des Verbrechens kann indes nicht das einzige Kriterium sein, um 
für oder gegen eine strafrechtliche oder aufklärend-versöhnende Aufarbeitung von 
Massengewalt zu votieren. Nicht immer steht den Betroffenen, den Überlebenden 
oder Siegern eine Entscheidung überhaupt zu Gebote. Auch ist die Schwere des Ver­
brechens kein objektiver und keiner weiteren Qualifikation bedürftiger Tatbestand. 
Die Art und Weise des Geschehens, seine „Phänomenologie", seine Vorgeschichte 
und die je gegenwärtigen Umstände und praktischen Möglichkeiten seiner Aufarbei­
tung und Aburteilung spielen bei der Wahl der Mittel eine wichtige Rolle. Und 
schließlich handelt es sich bei Strafgerichten versus Wahrheitskommissionen, wie 
gerade das südafrikanische Beispiel zeigt, nicht um eine exklusive Alternative. Den­
noch spiegelt sie oder artikuliert sich in ihr die Kontroverse zwischen redistributiver 
und restaurativer Justiz, anthropologisch gesprochen, der Gegensatz von Rache und 
Verzeihen als der beiden prinzipiellen und extremen Möglichkeiten, auf das Böse zu 
reagieren. 

Das Böse ist der moralische Name für Unrecht, welches im Unterschied zu jenem 
streng genommen die Existenz eines Gesetzgebers oder wenigstens Richters, das 
heißt eines Dritten voraussetzt, der Normen setzt und sich für ihre Geltung ver-

8 Dazu Martin Meredith: Coming to Terms. South Africa's Search for Truth, New York 1999. 
9 Nach Meredith fühlten 80% der Schwarzen, ,,that as a result of the TRC's work people in 

South Africa would now live together more harmoniously". Ebd., S. 319. 



Schuld, Strafe und Moral in Ruanda 33 

bürgt. Wer als Individuum Rache übt oder verzeiht, braucht und will diesen Dritten 
nicht, sei es, dass er ihn umgeht, sei es, dass es ihn gar nicht gibt. Rache und Verzei­
hen zielen unmittelbar, also ohne dass ein Vermittler eingeschaltet werden müsste, 
auf die Wiederherstellung des Guten, der Gerechtigkeit, dessen, was sich ziemt, oder 
des Friedens. In beiden Fällen handelt beziehungsweise verhält sich der Geschädigte, 
der Verletzte oder Gekränkte, das Opfer also, direkt in Hinblick auf den Täter. Die­
sem einen (möglichst der ursprünglichen Verletzung proportionalen) Schaden zuzu­
fügen beziehungsweise, im Falle des Verzeihens, ,dem Täter diesen an sich verdienten 
Schaden zu ersparen, stellt den status quo antewieder her und macht das gemeinsame 
Weiterleben möglich, im Idealfalle so, als ob nichts geschehen wäre. Der Ideal- ist 
gleichwohl nicht der Regelfall. Der Rache eignet ein überschießendes Moment, sie 
tendiert dazu, eben weil oder zumindest dann, wenn ein Dritter, ein Schiedsrichter 
fehlt, etwas auf den erlittenen Tort aufzuschlagen und damit eine erneute, in ihrer 
Intensität noch einmal gesteigerte Gegenreaktion zu provozieren. Auch wenn die 
Rache nicht immer die wilde Rache ist, als die sie gerne imaginiert wird, lO sind Ra­
chespiralen eine zumindest latente Gefahr. Zu verzeihen scheitert demgegenüber in 
der Praxis meist daran, dass das Opfer nicht wirklich verzeihen kann, entweder weil 
seine eigene Güte eine Vergebung a priori nicht trägt oder weil die Verzeihung a 
posteriori nicht durchgehalten werden kann. In beiden Fällen bleibt das Opfer 
Gefangener einer grundlegenden Reziprozität, der es nicht zu entfliehen vermag. 

Aus eben diesen, nicht nur, aber auch diesen Gründen kann der Dritte, insbeson­
dere der Staat, sich nicht mit Rache und Verzeihen begnügen, um Recht walten zu 
lassen. Genauer gesagt, unterdrücken, verbieten muss er die Rache, denn als (tradi­
tionell wie auch immer verregelte und entsprechend gezähmte) Form von Selbstjus­
tiz widerspricht sie seinem Gewalt- und Jurisdiktionsmonopol. Auf das Verzeihen 
hingegen kann der Staat als Staat sich nicht verlassen - ja, er könnte sich selbst dann 
nicht aufs Verzeihen verlassen, wenn seine Bürger ein Volk von Engeln wären -, weil 
zu vergeben weder angeordnet noch erzwungen werden kann. Anders gesagt, die Ra­
che ist charakterisiert durch ein Übermaß an Immanenz, das durch die Intervention 
eines Dritten gekappt werden muss, während das Verzeihen ein Akt der Transzen­
denz ist, welcher jedweder Intervention eines Dritten unerreichbar bleibt und 
unerreichbar bleiben muss. 

Menschengemäßere, zivilisiertere oder einfach nur praktikablere Formen, Norm­
brüche zu sanktionieren und eine Art von Gerechtigkeit wiederherzustellen sind das 
Strafrecht, Schlichtungsverfahren und Versöhnungsrituale. Sie liegen zwischen Ra­
che und Verzeihen, und zwar in genau in dieser Reihenfolge: Das Strafrecht ist der 
Rache am nächsten, insofern es vor allem den Täter visiert. Genugtuung jedoch -
und das ist der Zaun, den es gegenüber der Rache errichtet - verschafft es zunächst 
und vor allem den Normen der Gruppe und nicht dem Opfer. Streitschlichtungsver­
fahren verlieren demgegenüber die Täterschaft und das heißt die Schuldfrage zwar 

10 Vgl. Axel T. Paul: ,,Die Rache und das Rätsel der Gabe", in: Leviathan, 33/2005, H. 2, 
S. 240-256.
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nicht ganz aus dem Blick, sind aber doch auf Ausgleich und Schadensbegrenzung 
angelegt. Wichtiger als die Bestrafung der T äter ist die Wiedergutmachung der Tat 
und ihrer Folgen. Versöhnungsrituale schließlich sind so etwas wie ein säkularer Er­
satz, ein kollektives oder besser von der Gemeinschaft zur Verfügung gestelltes Sub­
stitut für das Verzeihen. Sie können die Versöhnung nicht erzwingen, ihr vielleicht 
jedoch eine Brücke bauen. Sie sind sinnvoll insbesondere dann, wenn die Bedingun­
gen des Verzeihens nicht oder nur unzureichend erfüllt sind, wenn das Unrecht und 
die Schuld der anderen mehr gefühlt als bezeichnet werden kann, wenn Opfer nur 
erst ihr Leid, nicht aber dessen Urheber kennen. 

Was Versöhnung ermöglicht - nicht allein und nicht zwingend, aber doch ihre 
Voraussetzung ist - ist die Wahrheit, das Erfahren dessen, was war. Redistributive 
und restaurative Justiz sind die, wie ich meine, nicht ganz glücklich gewählten, aber 
nun einmal etablierten Namen für die strafrechtliche Verfolgung von Normbrüchen 
einerseits und deren, modern gesprochen, zivilrechtlich-therapeutischer Sanktion 
andererseits. Im Auge zu behalten ist dabei allerdings, dass die Advokaten einer res­
taurativen Justiz - und dies ist ein Anspruch, der die gängige Einteilung des Rechts 
in Straf- und Zivilrecht hinfällig macht - Streitschlichtungsverfahren und Versöh­
nungsrituale für die rechte Antwort halten auch und gerade in Hinblick auf eindeu­
tig kriminelles Verhalten.11

Diskutieren will ich diese Alternative von redistributiver und restaurativer Justiz 
am Beispiel der Aufarbeitung des ruandischen Völkermords. Ich möchte das ruandi­
sche Experiment und die Gründe dafür vorstellen, diesen Völkermord erstens über­
haupt - denn das ist keineswegs selbstverständlich - und zweitens nicht mehr nur 
und nicht allein strafrechtlich zu verfolgen. Es wird zu fragen sein, welche Chancen 
dieses Experiment birgt, aber auch, welche praktischen Probleme und Gefahren es 
enthält. Mein Beitrag wird dementsprechend nicht in ein eindeutiges Plädoyer für 
oder wider strafende respektive versöhnende Justiz führen. Vielmehr möchte ich zei­
gen, dass und warum sie beide an Grenzen stoßen, will ich fragen, ob und, wenn ja, 
inwiefern sie einander bedingen. 

Ich beginne mit einem kurzen Rückblick auf den Genozid selbst.12 Bevor sich
die Frage der Gerechtigkeit stellt, muss man wissen, was sie verletzt hat. 

11 Siehe etwa Bure Galaway (Hrsg): Crimil/ftljusr.icl!, Restitution and Ruondlir1tiQ11, Monsey 
1990; Gerry Johnsronc: Ri:stomtive justiu. IdMs, Val11es, Dcbates, Cullompton 2002; Nils 
Christe: Wieviel Kriminalität braucht die Gesellschaft?, München 2005. 

12 Ich stüczc meine Darstellung im Wesentlichen auf Philip ourevitch: We Wi.sh ro In.form 
You Th11t Tomorrow We Will be Kdled With 011r Families. Stories ß-om Rwanda, New York 
1998; Mahmood Mamdani: When Victims Become Killers. Colonialism, Nativism, and the 
Genocide in Rwanda, Oxford 2001; Gerard Prunier: The Rwanda Crisis. History of a Geno­
cide, London 42002; Alison Des Forges: Kein Zeuge darf überleben. Der Genozid in Ruan­
da, Hamburg 2002. 
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II. 

Der ruandische Völkermord von 1994 ist der vorläufige Endpunkt einer Reihe von 
Massakern an und Vertreibungen von Tutsi durch Hutu - und vice versa. Tutsi und 
Hutu werden gemeinhin als Ethnien bezeichnet. Da allerdings beide Gruppen die­
selbe Sprache sprechen, dieselben Glaubensvorstellungen und Traditionen besitzen 
und seit Jahrhunderten dasselbe Territorium bewohnen, ist die Bezeichnung Ethnie, 
unter der allgemein eine pseudo-familiale Abstammungsgruppe gleicher Sprache 
und Geschichte verstanden wird, irreführend. 

Das heißt gleichwohl nicht, wie von gutmeinenden Wissenschaftlern gern unter­
stellt, dass die Kategorien Hutu und Tutsi eine koloniale Erfindung seien, eine von 
den zunächst deutschen und dann belgischen Kolonisatoren zu dem Zwecke, die 
Ruander gegeneinander auszuspielen, ersonnene künstliche Unterscheidung.13 Bei­
de Gruppen sind vorkolonial verbürgt und stellten vor Ankunft der Europäer so et­
was wie Stände dar.14 Ein zahlenmäßig schwächerer Tutsi-Adel beherrschte die
mehrheitliche Hutu-Bauernschaft. Diese Differenz wurde von den Europäern zwar 
biologisiert, so als ob es sich bei Tutsi und Hutu um zwei Rassen handelte, und da­
mit radikalisiert, nicht aber erfunden. Die Kolonialherren verbündeten sich mit den 
Tutsi zu beiderseitigem Vorteil: diese verloren zwar ihre Autonomie oder besser ihre 
politische Souveränität, blieben als Mittelsmänner der weißen Herren jedoch an der 
Macht und gewannen im Einzelnen sogar neue Befugnisse hinzu, während jene, die 
europäischen Kolonisatoren, sich nicht eigens um den Aufbau und Unterhalt einer 
indigenen, ihnen ergebenen Verwaltung kümmern mussten. Die quasi-feudale 
Unterdrückung und Ausbeutung der Hutu durch die Tutsi wurde durch den 
Kolonialismus „nur" verschärft. 

Diese Liäson hielt bis zur Unabhängigkeit. Als die Belgier und die eigentliche 
Kolonialmacht Ruandas, die katholische Kirche, Ende der 50er Jahre erkannten, 
dass dem Land die formelle Selbständigkeit nicht länger vorzuenthalten war, wech­
selten sie abrupt die Seiten und stellten sich hinter die bislang marginalisierten 
Hutu, welche die Gelegenheit ergriffen, sich an den verhassten Tutsi zu rächen. Seit 
1959 wurden ruandische Tutsi in Wellen immer wieder Opfer von Verfolgung, poli­
tischem Mord und Vertreibung.15 Von der Teilhabe an politischer und militärischer
Macht blieben die ehemaligen Herren weitgehend ausgeschlossen. 

13 Vgl. den ansonsten tiberz.cugenden Aufaar-.t von Hans Walter Schmuhl: ,,Deutsche Kolo­
nialherrschaft und Erhnogenese in Ruanda, 1897-1916", in: Geschichte und GesellsclJ11ft:, 
26/2000, s. 307-334. 

14 Siehe Jan Vansina: Antecedents to Modern Rwanda. The Nyiginya Kingdom, Madison 2004, 
s. 36-38, 74 f., 134-139.

15 Bertrand Russell nannte das Vorgehen gegen die Tutsi in einem Radio-Interview aus dem 
Jahre 1964 die schrecklichste und systematischste Auslöschung eines Volkes seit der Ver­
nichtung der Juden durch die Nazis. Siehe Linda Melvern: A People Betrayed. The Role of 
the West in Rw,mda's Genocidt, London/ ew York 22000, S. 17. 
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Zu erwähnen ist in diesem Kontext , dass die Tutsi im benachbarten kulturell und 
sozialstrukturell verwandten Burundi die Macht postkolonial nicht an die Hutu ver­
loren und brutal verteidigten. Trauriger Höhepunkt dieses ethnischen Konflikts war 
die Ermordung von vielleicht 300.000 Hutu im Jahre 1972. So furchtbar diese Fest­
stellung ist: Der Völkermord von 1994 war kein singuläres Ereignis, sondern „ledig­
lich" die bislang blutigste Etappe einer genozidalen Gewaltspirale. 1 Sa

Dies ist in groben Zügen der Hintergrund, vor dem im Jahre 1990 der Bürger­
krieg zwischen der ruandischen Regierung unter Präsident Juvenal Habyarimana 
und der RPF, der Rwandese Patriotic Front, einer im Wesentlichen aus exilierten Tut­
si bestehenden Rebellenarmee, ausbrach. 1993 kam es unter internationalem Druck 
im tansanischen Arusha zwischen den verfeindeten Parteien zum Abschluss eines 
Friedensvertrages, der unter anderem die Regierungsbeteiligung der RPF, die Ver­
schmelzung der Rebellen- mit der Regierungsarmee, baldige Wahlen und nicht zu­
letzt die Einrichtung einer nationalen Versöhnungskommission sowie zweier Unter­
such ungsaussch ü se vorsah, welche den während des BU rgerkriegs von beiden Seiten 
begangenen Menschenrechtsverletzungen nachgehen sollcen..16 Zwar hielten die
Konfliktparteien sich weitgehend an den vereinbarten Waffenstillstand, politisch je­
doch wurde das Abkommen von Arusha nicht umgesetzt. 

Als Habyarimana am 6. April 1994 von einer Auslandsreise in die ruandische 
Hauptstadt Kigali zurückkehrte, wurde sein Flugzeug unter bis heute ungeklärten 
Umständen während des Landeanflugs abgeschossen. Unmittelbar danach begannen 
die Pogrome und Massaker, denen in der Hauptsache Tutsi, aber auch liberale und 
oppositionelle Hutu zum Opfer fielen. In den Wochen bis zum militärischen Sieg 
der RPF im Juli 1994, welche ihre Kampfhandlungen gleich nach dem Abschuss der 
Präsidentenmaschine und dem Beginn der Massentötung von Tutsi wiederaufge­
nommen hatte, starben mindestens 500.000, sehr viel wahrscheinlicher jedoch bis 
zu einer Million Menschen auf den tausend Hügeln Ruandas. Geht man mit der 
UNO von einer Zahl von 800.000 Opfern aus, 17 dann entspricht das mehr als 10%
der Bevölkerung. Im Schnitt fanden dann pro Woche 70.000 Menschen den Tod, 
das heißt 10.000 am Tag. 

Allein diese Zahlen erzwingen den Schluss, dass es sich bei aller Raserei vor Ort 
um eine wohlgeplante, vorbereitete, koordinierte und zentral gesteuerte Aktion han­
deln musste, zumal die Mehrzahl der Opfer den Tod nicht durch automatische Waf­
fen, Sprengstoffe oder flächenwirksames Gas, sondern sozusagen durch Handarbeit 

15a Vgl. Rene Lemarchand: Burundi. Ethnic Conflict and Genocide, Cambridge 1966; ders.: 
„Genocide in the Great Lakes. Which Genocide? Whose Genocide?", in: Aftican Studies 
Review, 41/1998, S. 3-16. 

16 Festgelegt im Peace Agreement between the Government of Rwanda and the Rwandese Patrio­
tic Front vom 3. August 1993; http:/ /www.incore.ulst.ac.uk/services/cds/agreements/pdf/ 
rwanl.pdf. 

17 Report of the Independent lnquiry into the Actions of the United Nations During the 1994 Ge­
nocide in Rwanda (= Anhang zum Brief des Generalsekretärs Kofi Annan an den Präsiden­
ten des Sicherheitsrats vom 16. Dezember 1999), UN S/1999/1257; http://daccessdds. 
un.org/ doc/UNDOC/GEN /N99/395/ 4 7 /IMG/N99 39547. pdf?OpenElement. 
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fand. Hauptwaffen des V ölkermords waren die Machete und die mit Nägeln ge­
spickte Keule. Doch auch aus Zeugenaussagen von Opfern und T ätern, aus gehei­
men Memoranden und öffentlichen Aufrufen, aus Dokumenten der Verwaltung 
und Todeslisten, aus dem Aufbau und der Schulung von Milizen seit 1992 und nicht 
zuletzt aus den bisher geführten Prozessen geht unzweideutig hervor, dass die Pla­
nung und Organisation des V ölkermords das Werk einer zahlenmäßig begrenzten 
Gruppe innerhalb der politisch-militärischen Herrschaftselite war. Diese wäre allein 
jedoch nicht zur Vollstreckung des Massenmords in der Lage gewesen, und zwar 
auch nicht mit Unterstützung der Ideologen des Huru-Nationalismus, welche das 
Feld seit Beginn der 90er Jahre propagandistisch bestellt hatten und 1994 die Mör­
der über die lokalen Medien anpeitschten.17a Die Bevölkerung selbst hatte ihre
Hände mit Blut befleckt. 

Oppositionelle wurden gezielt von Militär und Polizei aufgespürt, notfalls gejagt 
und schließlich ermordet. Flüchtlinge innerhalb des Landes wurden an Straßensper­
ren aufgehalten, malträtiert und noch vor Ort liquidiert. Die Masse der Tutsi fand 
ihren Tod allerdings in den landesweit stattfindenden Massakern. Deren Muster war 
überall dasselbe: Örtliche Verwaltungsbeamte trommelten die Einwohner ihrer Ge­
meinde auf Befehl ihrer Vorgesetzten, des Militärs oder auch der Milizen zusammen, 
verkündeten, dass alle Tutsi zu sterben hätten und beauftragten die Polizei oder örtli­
che „Selbstverteidigungsgruppen" damit, sie festzusetzen oder gefangenzunehmen. 
Sofern entsprechende Baulichkeiten vorhanden waren, wurden die Opfer zunächst 
in Kirchen, Gemeindesälen oder Schulen zusammengetrieben. Häufig feuerten da­
rauf für das Vernichtungswerk abgestellte Soldaten durch die Fenster oder warfen 
Handgranaten in die Gebäude. Wem zu fliehen gelang, wurde niedergemäht. Die 
noch lebenden und mangels Alternativen im Freien zusammengepferchten Opfer -
und das waren die meisten - wurden sodann unter Aufsicht von Militärs oder Miliz­
angehörigen gruppenweise einer Keulen und Macheten schwingenden Meute über­
lassen, die aus der örtlichen Landbevölkerung, das heißt den Nachbarn, aber auch 
Freunden und zum Teil sogar Verwandten der Opfer bestand. Die T äter erschlugen, 
zerhackten und pfählten ihre Opfer, oft nicht ohne sie zuvor zu verstümmeln, zu 
vergewaltigen, zum Kannibalismus oder selber zum Morden zu zwingen. 

Mit dem militärischen Sieg der RPF kam der V ölkermord an den Tutsi zum Er­
liegen, noch bevor er sich gänzlich selbst erschöpft hätte. Nicht verschwiegen wer­
den aber darf, dass schwerste Menschenrechtsverletzungen auf das Konto der RPF 
selbst gehen: zwischen 25.000 und 45.000 Zivilisten, Hutu zumeist, sollen von ihr 
aus Rache oder „vorbeugender Gerechtigkeit" getötet worden sein. 18 Der offene
Krieg und das großen Morden waren im August 1994 vorüber. Doch mit annähernd 
einer Million innerhalb des Landes von Haus und Hof Vertriebener und fast zwei 
Millionen Flüchtlingen jenseits der Grenzen 19 ging damals nur ein Akt zu Ende -

17aVgl. Jean-Pierre Chretien u.a.: Rwanda, Paris 2002. 
18 Siehe Des Forges: Kein Zeuge darf überleben (wie Anm. 12), S. 35, 851. 
19 Vgl. Prunier: The Rwanda Crisis (wie Anm. 12), S. 312. 
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ein grausamer freilich, doch das Drama dauert fort. Denn der ruandische Völker­
mord von 1994 war das unmittelbare Vorspiel zum kongolesischen Bürgerkrieg, der 
trotz oder auch wegen des Sturzes des zairischen Autokraten Mobutu im Jahre 1997 
und einer weitgehenden Apräsenz des Themas in der Öffentlichkeit immer noch 
tobt und nach vorsichtigen Schätzungen bereits vier Millionen Tote gefordert hat. 

III. 

Wie hat die internationale Staatengemeinschaft auf den Völkermord reagiert? Die 
traurige Antwort lautet: zunächst gar nicht. Der ruandische Genozid spielte sich un­
ter den Augen der Weltöffentlichkeit ab, ohne dass irgend jemand sich zum Eingrei­
fen genötigt gefühlt hätte. 20 Als Frankreich als selbsternannte Schutzmacht des fran­
kophonen Afrika sich Ende Juni 1994 schließlich doch zu einem zaghaften Eingrei­
fen entschloss, konnten sich die für den Völkermord verantwortlichen Eliten und 
Abertausende von Tätern als Flüchtlinge beziehungsweise im Schutz gewaltiger 
Flüchtlingsströme in die Nachbarländer absetzen.21 Damit, sich der sich im seiner­
zeitigen Zaire militärisch reformierenden Völkermörder zu erwehren, wurde das nun 
RPF-regierte Ruanda allein gelassen. Nicht so hingegen mit deren strafrechtlicher 
Verfolgung. 

Nachdem sich die UNO, die USA und andere Staaten im Laufe des Sommers 
endlich dazu durchgerungen hatten, die Ereignisse in Ruanda als das zu bezeichnen, 
was sie waren: Völkermord nämlich, entschloss sich der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen im November zur Einrichtung eines dem Internationalen Strafgerichtshof 
für das ehemalige Jugoslawien nachgebildeten Internationalen Strafgerichtshofs für 
Ruanda (ICTR) in Arusha, dessen Zuständigkeit sich auf den Straftatbestand Völ­
kermord und andere im Laufe des Jahres 1994 begangene „schwere Vergehen" gegen 
das internationale Menschenrecht erstreckt. Ruanda, das im Herbst 1994 zufälliger­
weise rotierendes Mitglied des Sicherheitsrats war und die Einrichtung eines Inter­
nationalen Strafgerichts selbst angeregt hatte, votierte als einziges Land gegen die 
Resolution. Die Einwände lauteten, dass der Gerichtshof seinen Sitz außerhalb 
Ruandas nehmen würde, die Todesstrafe nicht vorgesehen sei und nur während des 
Jahres 1994 begangene und nicht auch frühere, ,,vorbereitende" Verbrechen geahn­
det werden sollten.22 Auf der anderen Seite jedoch sperrte sich die neue ruandische
Regierung - und dieser Wunsch wurde in der Sicherheitsratsresolution berücksich­
tigt23 -, die Jurisdiktionsgewalt des Internationalen Strafgerichts über das Jahr 1994 

20 Siehe Melvern: A People Betrayed (wie Anm. 15). 
21 Siehe Linda Polmann: ,,Der Hilfe-Supermarkt" in: Lettre international 69, 2005, S. 25-32. 
22 Vgl. International Panel of Eminent Personalities to lnvestigate the 1994 Genocide in 

Rwanda and the Surrounding Evenrs (IPEP): Rwanda. The Preventable Genocide, o.O. 
2000, Abs. 18.10-18.14; http://www.aegistrust.org/images/stories/oaureport.pd( 

23 Siehe UN S/RES/955; http://daccessdds.un.org/doc/UNDOC/GEN/N94/458/34/ 
PDF/ N9445834.pdf?OpenElement. 
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hinaus auszuweiten und damit potentiell selbst zum Angeklagten für spätere gegen 
das V ölker- und internationale Menschenrecht verübte Verbrechen zu werden. 

Darüber hinaus gibt es grundsätzliche politische Gründe, welche das Verhältnis 
von UNO beziehungsweise ICTR und ruandischer Regierung belasten. Letztere hat 
nachvollziehbar wenig Verständnis für das Bedürfnis der internationalen Staatenge­
meinschaft, ihr Nichtstun während der Wochen des Völkermords durch ein gestei­
gertes moralisches oder eben völkerrechtliches Engagement, wenn schon nicht ver­
gessen zu machen, so doch wenigstens zu übertünchen. Auch widerstrebt es ihrem 
Anspruch als derjenigen Macht, welche dem Morden einzig aus eigener Kraft ein 
Ende gesetzt hat, die politische und verfahrenstechnische Kontrolle über die straf­
rechtliche Verfolgung der V ölkermörder mindestens teilen zu müssen.24 Von diesen
Spannungen abgesehen teilen der Sicherheitsrat und die ruandische Regierung die 
grundlegende moralische Prämisse, dass Versöhnung zwischen Opfern und T ätern 
nur möglich ist, sofern diese für ihre Taten strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden. 

Hat der Internationale Strafgerichtshof für Ruanda diese Hoffnungen erfüllt? 
Hat er die Verantwortlichen für den Völkermord zur Rechenschaft gezogen und ver­
urteilt? Hat er gerichtet über Taten, über deren Monstrosität mit Mitteln des Straf­
rechts einerseits gar nicht gerichtet werden kann, die aber doch, folgt man Arendt, 
der UNO oder der RPF, strafrechtlich gerichtet werden müssen, weil diese Reaktion 
das Mindeste ist, was die Nachwelt den Opfern und sich selber schuldet? 

Ein wichtiger von internationalen Beobachtern wie der ruandischen Regierung 
immer wieder genannter Kritikpunkt ist die Ineffizienz des Gerichts. 25 Als Behörde
zu arbeiten begonnen hat es im November 1995. Das erste Verfahren jedoch wurde 
erst 1997 aufgenommen, das erste Urteil gesprochen am 2. September 1998. Bis Mai 
2005 wurden 18 weitere Urteile gegen insgesamt 24 Angeklagte gefällt. Prozesse ge­
gen 25 Personen sind anhängig. 17 Angeklagte warten auf den Beginn der Verhand­
lungen. 16 Voruntersuchungen laufen. Zehn Angeklagte sind flüchtig. Weirere Per­
sonen zu belangen, ist nicht beabsichtigt. 26 Alles in allem werden nach dem jetzigen
Stand der Dinge bis zum Ende des Gerichtsmandats im Jahre 2010 in Arusha also 
etwa 80 Personen abgeurteilt werden. Das wären, gerechnet seit Bestehen des Ge­
richts, weniger als sechs pro Jahr. Angesichts eines Jahresetats von annähernd 100 
Millionen US-Dollar und mehr als 800 Angestellten ist dies ein - wenigstens 
vorderhand - mageres Ergebnis. 

Zu Gute zu halten ist dem Gericht allerdings, dass es sich inzwischen auf die Ver-

24 Die Statuen des ICTR erkennen zwar eine konkurrierende Rechtsprechungskompetenz 
Ruandas und seiner Nachbarstaaten an, behalten es dem Gericht allerdings vor, jedwede 
Verfahren an sich zu ziehen; vgl. UN S/RES/955 (ebd.), Anhang, Art. 8, Abs. 2. 

25 Siehe International Crisis Group: International Criminal Tribunal for Rwanda: ]ustice 
Delayed (= Africa Report Nr. 30), Nairobi 2000; http://www.crisisgroup.org/library/ 
documents/ report_archive/ A400442_ 0210200 l .pdf. 

26 Siehe International Criminal Tribunal for Rwanda: ,,The Tribunal at a Glance"; 
http:/ /65.18.216.88/default.htm. 
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folgung der oder wenigstens eines Teils der Hauptverantwortlichen des Völkermor­
des konzentriert. Wie erwähnt, handelte es sich beim ruandischen Völkermord um 
eine zentral geplante, von oben angestoßene und mittels einer für afrikanische Ver­
hältnisse ausgezeichnet funktionierenden Bürokratie ins Werk gesetzte „Veranstal­
tung". Gewiss, ebenso wie die 24 in Nürnberg angeklagten Nationalsozialisten nur 
einen Bruchteil der Führungselite ausmachten, handelt es sich bei den 80 vor dem 
ICTR angeklagten Personen bestenfalls um eine kontingente Auswahl der strafrecht­
lich und politisch Verantwortlichen. Doch wäre es nicht vermessen, mehr zu erwar­
ten, solange zumindest, wie das Gericht sich an rechtsstaatliche Ermittlungs-, Ver­
fahrens- und Beweisregeln hält? Schließlich dürfte die Zahl allein der mit der Ver­
nichtung der Tutsi befassten und damit wenigstens strafrechtlich verantwortlichen 
Verwaltungsbeamten, Polizisten und Soldaten in die Tausende gehen. Die Zahl der 
eigentlichen Täter, der Mörder, die ein oder mehrere Opfer erschlugen oder sonst­
wie töteten, liegt vorsichtig geschätzt um eine, wenn nicht um zwei Zehnerpotenzen 
höher.27 Dies ist schon quantitativ eine Aufgabe, die nicht zu lösen kein Fehler oder
technisches Unvermögen des ICTR ist. Kein einzelnes Gericht dieser Welt 
vermöchte angesichts einer solchen Masse von Tätern Recht zu sprechen. 

Darüber hinaus fragt sich - und dies ist ein prinzipielles Problem-, ob aufgrund 
dieser Massenhaftigkeit des Massenmords auch auf der Täterseite, ob aufgrund der 
zwar geplanten, in der konkreten Durchführung jedoch anarchischen Tötung28 ein 
strafrechtliches Verfahren, das stets auf die Individualisierung, das heißt die persön­
liche Zurechntmg von Schuld hin angelegt ist und genau daraus ein wesentliches 
Stück seiner Legitimität bezieht, in der Mehrzahl der Fälle überhaupt möglich ist. 
Das Verschwinden eines Täters in der Masse, nicht nur das In-der-Masse-nicht-er­
kannt-Werden, sondern auch seine eigentümliche Verschmelzung mit dieser, die 
Komplizenschaft der Zuschauer und das Fehlen unabhängiger Zeugen, die Trauma­
tisierung der überlebenden Opfer und ihre Angst, für belastende Aussagen von An­
gehörigen, Freunden oder Mittätern des Angeklagten bedrängt, verfolgt oder sogar 
getötet zu werden, das Verschwimmen von Erlebtem und Gehörtem auf Täter- wie 
Opferseite können Strafprozesse blockieren, entwerten oder verhindern.29 Das Ge­
richt, dem diese Probleme sehr wohl bewusst sind, muss und kann sich dementspre­
chend nur auf Fälle konzentrieren, in denen zumindest die Chance besteht, 
einzelnen Personen strafrechtliche Schuld irgend zuzuschreiben. 

Vor diesem Hintergrund ist es formaljuristisch sogar als Leistung und Beitrag des 

27 Vgl. Prunier: The Rwanda Crisis (wie Anm. 12), S. 342, Anm. 60. 
28 Vgl. Karen Krüger: ,,Worte der Gewalt. Das Radio und der kollektive Blutrausch in 

Rwanda 1994", in: Zeitschrift for Geschichtswissenschaft, 51/2003, S. 923-939, hier 
S. 932-938; Erin K. Baines: ,,Body Politics and the Rwandan Crisis", in: Third World
Quarterly, 24/2003, S. 479-493, hier S. 486-490; Anna-Maria Brandstetter: ,,Die Retho­
rik von Reinheit, Gewalt und Gemeinschaft. Bürgerkrieg und Genozid in Rwanda", in:
Sociologus, 51/2001, Nr. 1/2, S. 148-184, hier S. 169-179.

29 Vgl. Gerd Hanke!: ,,'Ich habe doch nichts gemacht'. Ruandas Abschied von der Kultur der 
Straflosigkeit", in: Mittelweg 36. 13/2004, S. 28-51, hier S. 35-37. 
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Gerichts zur Entwicklung des V ölker- und internationalen Menschenrechts anzuse­
hen, dass erstmalig in der Geschichte unabhängigvon einem bewaffneten internatio­
nalen Konflikt gerichtlich wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit ermittelt 
wurde; ebenso, dass zum ersten Male Individuen des 1948 neu geschaffenen Straf­
tatbestands V ölkermord nicht nur bezichtigt, sondern auch verurteilt worden sind; 
weiter, dass mit dem Schuldbekenntnis des ehemaligen Ministerpräsidenten Jean 
Kambanda der oberste Vertreter derjenigen Regierung für die geplante Vernichtung 
der Tutsi verantwortlich zeichnete, welche ihre Aktionen 1994 damit zu rechtferti­
gen suchte, dass es sich bei den Ereignissen in Ruanda um einen Bürgerkrieg, keines­
wegs aber um einen Genozid handele; und schließlich, dass die während des V ölker­
mords weit verbreiteten Vergewaltigungs- und sexuellen Verstümmelungspraktiken 
erstmalig als Verbrechen gegen die Menschlichkeit anerkannt und verurteilt 
wurden.30

Dennoch, bleibt nicht der Einwand bestehen, dass der eigentliche Adressat des 
Gerichts nicht die Opfer und die ruandische Bevölkerung sind, sondern dass der 
Westen sich in Arusha nach dem Wegsehen im Jahre 1994 lediglich seiner eigenen 
moralischen und rechtlichen Standards versichert? 

Man muss sehen, das oder die Opfer sind nie oder wenigstens nicht in erster Li­
nie die Adressaten eines Strafprozesses. Es ist stets die (Rechts-)Gemeinschaft, die 
auf dem Wege des Strafrechts die Geltung ihrer Normen reklamiert. Die legitimen 
Ansprüche der Opfer auf Anerkennung des ihnen zugefügten Leids und Unrechts 
ebenso wie auf Entschädigung sind davon unbenommen. Doch es sind die T äter 
und ihre Taten, die strafrechtlich im Mittelpunkt des Geschehens stehen. Die 
Rechtsgemeinschaft, welche das Gericht repräsentiert und in deren Namen es Urtei­
le fällt, ist im Falle des ICTR der Idee nach die Menschheit. Das internationale Men­
schenrecht ist derjenige Bestand an Normen und Verfahrensregeln, welche für jeden 
Menschen gelten sollen. Diese Rechtsvorstellung liegt der Anklage und dem Urteil 
zugrunde. Zugleich sichert sie den Angeklagten Prozessrechte zu. Diese Verfahrens­
standards einzuhalten, erzeugt jenen ungeheuerlichen Kontrast zwischen abscheuli­
chen Verbrechen, die nach Sühne schreien, und einer, wie es scheint, allzu nachsich­
tigen Behandlung der mutmaßlichen Verbrecher, ist aber das Zugeständnis, den das 
herkömmliche Strafrecht dem Unrecht zu machen hat, sofern es Recht bleiben will. 

De facto freilich ist es eine Fiktion nicht nur, dass alle Menschen die gleichen 
Rechte genössen, sondern dass in Arusha die Menschheit über sich selbst zu Gericht 
säße. Der Sache nach wird von Nicht-Ruandern über Ruander gerichtet, die sich in 
Ruanda an Ruandern vergangen haben. Die Menschheit bildet kein Publikum. Was 
es gibt, sind die UNO und darüber hinaus mit einigem guten Willen eine Art Welt­
öffentlichkeit in Form der westlichen Medien. Nur interessiert sich jene „bloß" in ei­
gener Sache, diese hingegen so gut wie gar nicht für das ICTR. Das Publikum, die 
Öffentlichkeit, die Rechtsgemeinschaft, an die das Gericht sich wenden müsste, ist 

30 Vgl. Daniel D. Ntanda Nsereko: ,,Genocidal Conflict in Rwanda and the ICTR", in: Ne­

therlands International Law Review, 48/2001, S. 31-65, hier S. 53-65. 
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die ruandische Gesellschaft. Nur, das Gericht tut beziehungsweise tat es kaum31 und 
wird, sofern man es im Lande überhaupt zur Kenntnis nimmt, vor allem gescholten: 
von den Tutsi für seine Milde, Ineffizienz und Doppelmoral, von den Hutu dafür, 
eine Veranstaltung zur Bestrafung allein ihrer Gruppe zu sein. - Kurz, die Hoffnung 
des Sicherheitsrats, das Gericht würde, indem es Recht spricht, die nationale Versöh­
nung und den Frieden befördern, ging nicht in Erfüllung. 

IV 

Das ICTR blieb indes nicht die einzige juristische Reaktion auf den Völkermord. 
Der (Wieder-)Aufbau des ruandischen Justizwesens gehörte zu den obersten Priori­
täten der neuen Regierung.32 Unmittelbar nach ihrem Sieg kündigte die RPF an,
etwa 2.000 Personen wegen Völkermords vor Gericht stellen zu wollen. 

1n den folgenden Wochen und M naten füllten sich die Gefängnisse Ruandas 
allerclings mit Zehntausenden von Verdächtigen. Anfang 1995 befanden sich bereits 
35.000 Personen in Hafc, Ende des Jahres waren es 60.000. 1996 wurde die Zahl 
von 80.000 überschritten. Ihren Höhepunkt erreichte die Internierungswelle Ende 
1997 mit 140.000 Gefangenen. Nach der wiederholten Freilassung von Alten und 
Kranken - nichr ihrer Freisprechung - ist die Zahl der Insassen mittlerweile wieder 
auf etwa 80.000 gesunken. Die Zustände in den völlig überfüJlteo Gefängnissen 
sind katastrophal und stellen als solche eine Verletzung von Menschenrechten dar. 
Bei den Insassen handele e sich um des Völkermords oder der Vergehen gegen die 
Menschlichkeit Verdächtige, nidu um red1tskräfög Verurreilre, ja, größtenteils 
nicht einmal um rechtmäßig festgesetzte oder angeklagte Personen. Fraglos werden 
viele der Häftlinge im strafrechtlichen Sinne schuldig sein, ohne jeden Zweifel 
jedoch siezen auch UnschuJdige ein. 

Angcsid1cs dieser Massen von mutmaßlichen Tätern auf der einen und der für 
Ende 1994 faktischen Nicht-Existenz eines funktionierenden Justizwesens auf der 
anderen Seite sah sich die ruandische Regierung einer riesigen, wie Kommentatoren 
meinten, einer unmöglichen Aufgabe gegenüber.33 Ein institutionelles Nichts sollte
die größce Zahl der in der Geschichte de( Menschheit jemals rechtlich belangten 
Personen aburteilen. Um Abhilfe zu schaffen oder überhaupt nur einen Anfang zu 

31 Siehe Vicror Peskin: ,,Courcing Rwanda: Thr Promises and Pirfulls of ehe ICTR Ourrcach 
Programme' , in: jo11mt1l of fntt:nttttio11al CriminaL juJtice, 3/2005, S. 950-961. 

32 Zur nachgenozidalen Redmprechung in Ruanda siehe Des Forgc: Kiti11Ze11g11dmfüberl,·­
ben (wie Anm. 12), . 875-896; !PEP: Rrurmda (wie Anm. 22), Abs. 18.33-18.42; Peter 
Uvin: ,,Difflcule Choices in ehe New Posc-ConflicrAge,,da: Thc lncernarional Communi­
cy in Rwanda after ehe Genocide'', in: Third WorldQ111m11rly, 22/2001, . 177-189, hier 
S, 181-184; Willi.am A. chabas: ,, enocide Trials and 'Gacaca' Courrs'', ir1:/rmma/ ofln­
temational Crimi11al jwtice, 3/2005, S. 879-895, hier S. 879-890. 

33 So lan Martn: ,,Hard hoices After Genocide: Human Rights and Poltical Failures in 
Rwanda", in: Jonathan Moore (Hrsg.), Hard Choices: Moral Dilemmas in Humanitarian 
Intervention, Lanham 1998, S. 157-175, hier S. 157. 
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finden, leisteten internationale Geber massiv juristische Entwicklungshilfe: Anwäl­
te, Richter und Staatsanwälte wurden ausgebildet, so gut die knappe Zeit es zuließ, 
Löhne und Gehälter aus dem Ausland überwiesen, Gebäude, Dokumentationen 
und Büchereien neu aufgebaut. Dass all diese Bemühungen vor allem in den ersten 
Jahren nach dem Genozid unzureichend blieben, steht außer Frage, dennoch ver­
dient es Respekt, unter welchen Schwierigkeiten und in welcher Geschwindigkeit 
das ruandische Justizwesen wiedererrichtet beziehungsweise neu geschaffen werden 
konnte. 

Nicht minder wichtig als diese institutionelle Aufbauleistung war allerdings die 
gesetzliche Antwort, mit welcher die neuen Machthaber auf die in gewissem Sinne 
selbst gestellte Herausforderung durch Abertausende von internierten Verdächtigen 
reagierten. Ein im August 1996 verabschiedetes Gesetz teilte die Gruppe der T äter 
nach der Schwere der von ihnen begangenen Verbrechen in vier Kategorien ein und 
stellte denjenigen einen weitgehenden Strafnachlass in Aussicht, welche gestehen 
und sich schuldig bekennen würden.34 Zweck der Einteilung ist es, eine Rangfolge
zu erstellen, nach der über die Täter gerichtet werden soll. (Die Schwierigkeit frei­
lich besteht darin, dass natürlich nur in wenigen Fällen von vornherein feststeht, 
welche Person in welche Kategorie gehört.) Zweck der Verfahrensabsprachen ist es, 
die Täter zu Kooperation und Wahrhaftigkeit zu bewegen. Die Urheber des Gesetzes 
erwarten sich von diesem Angebot einerseits eine Beschleunigung der Prozesse, an­
dererseits, dass es das Schweigen, das Beschweigen des V ölkermords zu durchbre­
chen und damit der historischen Wahrheit ans Licht verhilft. 

Die ersten Verhandlungen begannen im Dezember 1996. Im Laufe des ersten 
Jahres kam es zur Anklage von über 300 Personen, von denen lediglich 19 freigespro­
chen wurden; 190 wurden zu Haftstrafen, 111 zum Tode verurteilt. 35 Im April 1998
wurden, zeitgleich an mehreren Orten des Landes, die ersten (und bislang einzigen) 
22 Todesurteile öffentlich vollstreckt. Die internationale Presse berichtete von 
Volksfeststimmung und nannte die Inszenierung der Hinrichtungen ein Rachespek­
takel. 36 Menschrechtsorganisationen kritisierten die Prozesse und die Exekutionen
als Scheinjustiz.37 Die anfänglich vernichtende Kritik insbesondere an der juristi­
schen Inkompetenz des Gerichtspersonals, ethnisch bedingter Voreingenommen­
heit, Bestechung und anderen schweren Verfahrensfehlern ist inzwischen allerdings 

34 Siehe Loi organique no. 08/96 du 30108/96 sur l'organisation des poursuites des infractions 
constitutives du crime du genocide ou de crimes contre l'humanite, commises a partir du 1 er oc­
tobre 1990, Art. 2-3, 15-18; http://www.asf.be/FR/FRnews/Rwanda_instance/Loi_orga­
nique_8_96.pdf. 

35 Des Forges: Kein Zeuge darf überleben (wie Anm. 12), S. 885. 
36 Siehe James C. McKinley: ,,As Crowds Went Rage. Rwanda Publicly Executes 22", in: 

New York Times, 25. April 1998, S. A/1. 
37 Siehe Amnesty International: ,,Rwanda: Unfair Trials: Justice Denied", AFR 47/08/97; 

http://web.amnesty.org/library/pdf/AFR470081997ENGLISH/$File/AFR4700897.pdf; 
dies.: ,,Rwanda: Major Step Back for Human Rights as Rwanda Stages 22 Public Execu­
rions", AFR 47/014/ 1998; http:/ /web.amnesty.org/library/index/ENGAFR470141998. 
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einer bedingten Unterstützung der nationalen Gerichtsverfahren gewichen.38 Die
Manipulation der Verfahren konnte, wenn nicht gänzlich eingedämmt, so doch zu­
rückgedrängt, die Profcssi.onalicär der Gerichte erhöht, die Wahrung der Rechte des 
Anklagten weitgehend sichergestellt werden.39

eir 1996 wurden circa 10.000 Pro7,esse geführt und abgeschlossen.40 Das ist,
rein numerisch betrachtet, ein respektables Ergebnis. Ceteris paribus bedeutet es frei­
lich, dass man zur Aburteilung der heute etwa 80.000 einsitzenden Verdächtigen 
weitere 80 Jahre benötigte. Das ist ein Zeitraum, den keiner der Untersuchungshäft­
linge überleben würde. Die bedingte Freilassung der Häftlinge liefe demgegenüber 
für die Mehrzahl auf eine faktische Amnestierung hinaus. Hält man mit der jetzigen 
ruandischen Regierung an der Prämisse fest, dass Versöhnung Rechtsprechung vor­
aussetzt, oder insistiert „nur" darauf, dass die ruandische Tragödie prinzipiell nicht 
ungesühnt bleiben darf, und setzte man zur Bewältigung dieser Aufgabe - insofern 
die Kapazität des ICTR nicht ins Gewicht fällt - nur auf die ruandischen Sonderge­
richte, bliebe kaum eine andere Wahl, als deren Effizienz weiter zu steigern und die 
uns geläufigen und unabdingbaren Ansprüche auf ein faires Verfahren - eben so, wie 
in Arusha praktiziert - zwar nicht gänzlich fahren zu lassen, aber doch zu 
beschneiden, damit überhaupt Recht gesprochen und Unrecht bestraft werde. 

Bedenkt man weiter, dass das neben der Kategorisierung der Täter zweite ent­
scheidende Element des Genozid-Gesetzes aus dem Jahre 1996 in der Verkoppelung 
von Geständnis und Strafnachlass besteht und dieser Anreiz den bloßen Zahlen zu­
folge zu funktionieren scheint,41 besteht zumindest im Grundsatz Anlass zur Hoff­
nung, dass die Prozesse nicht allein der Gerechtigkeit, sondern auch der Wahrheits­
findung dienen und dass darüber hinaus eine geschicktere Handhabung dieses Me­
chanismus die Effizienz der Strafverfahren selbst noch einmal steigern könnte. 

Das Urteil - mein Urteil - über die nationale Rechtsprechung fällt mithin nicht 
weniger ambivalent aus als das über den Internationalen Strafgerichtshof. Der Grad, 
die Nachdrücl<lichkeit, mit dem dieser den Ideen der rule of law und des due process 
anhängt, steht einer mehr als symbolischen Rechtsprechung im Wege. Umgekehrt je­
doch ist der Verzicht auf formalrechtliche Standards der Preis, der angesichts der 

38 Vgl. Michel Moussalli: Repon; of thc Spe�·iai Repment11tive of 1h11 Commission on the Situa-
tion of H11mm1 Rigim in Rwm,da, o. . (New York) 2000, UN A/55/269, . 32; 
hcrp://www.un.org/documcnrs/g:J./ docs/55/a5 5269. pdf. 

39 Vgl. Schabas:., enocide Trials" (wie Anm. 32), S. 887-. Der Prozenrsacz der Todesurteile 
übrigens isr von knapp 31 % im Jahre L 997 auf gur 4% im Jahre 2002 gefal!cn. Die Zahl 
der Freisprüche - in Einzelflillen bemerkenswercecwcise auf Antrag der Anklage - ist im 
selben Zeitraum von 9% auf erwa 28% gesriegen. iehe ccphanic Wolccrs: ,.The Gacaca 
Process. Eradication of ehe Culture oflmpunity in Rwanda?", Institute for Security Stu­
dies Situation Report, August 2005, S. 3; http://www.iss.eo.za/AF/current/2005/050805 
rwanda.pdf. 

40 Kalkulicn auf Grundlage der Zahlen bei Jacques F-iccens: »'Gacaca' Courts: ßctwecn, Fan­
tasy and Realicy", in: joum.al of lnrmu1iio11af Cri111i1111' Jmtice, 3/2005, S. 896-919, hier 
s. 899.

41 Vgl. Schabas: ,,Genocide Trials" (wie Anm. 32), S. 887. 
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Notwendigkeit, dem Recht gegen die Willkür allererst zur Macht zu verhelfen - der 
zugegeben hohe Preis -, der für eine auch nur einigermaßen effektive Rechtspre­
chimggezahlt werden mu . b diese darüber hinaus der Versöhnung di nr, ist ange­
sichts der nach wie vor bescehcnden, nach 1994, wie es aussichr,42 nur erneut inver­
tierten Kongruenz von ethnischer Differenzierung auf der einen und der von Opfern 
und Tätern auf der anderen Seite allerdings mehr als fraglich. 

V. 

1. Den dritten Pfeiler der in diesem Fall auch, aber nicht allein strafrechtlichen Auf­
arbeitung des ruandischen Völkermords bilden die sogenannten Gacaca (sprich: gat­
tschatscha)-Verfahren. 43 Gacaca bedeutet auf Kinyarwanda, der Sprache Ruandas,
wörtlich Rasen oder Gras und bezeichnet darüber hinaus eine schon vorkoloniale
Form der Rechtsprechung beziehungsweise Streitschlichtung.44 Insofern diese
Schlichtungsverfahren auf freier Wiese stattfanden, wurde der Ort zum Namen der
Institution.

Nachkolonial spielte das Verfahren noch bis in die 80er Jahre hinein eine dem re­
gulären, an westlichen Vorbildern orientierten Justizwesen unter- oder vielmehr vor­
geordnete Rolle.45 Der Staat ließ seine Bürger gewähren, ihre kleineren „zivilrechtli­
chen" Probleme, soweit es ihnen beliebte und möglich war, autonom und traditio­
nell zu lösen. Ließ sich „auf dem Rasen" keine Einigung erzielen, blieb (theoretisch) 
immer noch die Anrufung eines ordentlichen Gerichts. Typische Gegenstände der 
Gacaca-Verfahren waren Landstreitigkeiten, unerfüllte Schuld- oder Leihkontrakte, 
Diebstähle, aber auch Beleidigungen und anderes „ehrabschneidendes" Verhalten. 
Verhandelt wurden diese Delikte vor den traditionellen Autoritätspersonen einer 
Gemeinde. 

Unabänderliche oder feste Verfahrensvorschriften gab es nicht. Über den Gang 
der Prozesse wurde situativ entschieden. Kläger und Beklagter waren nicht oder we­
nigstens nicht notwendigerweise der Geschädigte und der Schädiger, sondern die 
Sprecher oder Vorsteher der jeweils betroffenen Gruppen. Diese waren es, die unter 
Moderation der „Richter", auf Kinyarwanda inyangamugayo, wörtlich: derjenigen, 

42 Vgl. Filip Reyntjens: ,,Rwanda, Ten Years On. From Genocide to Dictatorship", in: Afri-
can Ajfairs, 103/2004, S. 177-210. 

43 Für einen Überblick siehe Daja Wenke: ,,Gacaca Rechtssprechung in Ruanda. Ein tradi­
tionelles Gerichtsverfahren in modernisierter Form. Struktur, Probleme und Chancen", 
in: Stichproben. Wiener Zeitschrift für kritische Afrikastudien, 2/2002, Nr. 4, S. 23-54; Ala­
na Erin Tiemessen: ,,After Arusha. Gacaca Justice in Post-Genocide Rwanda", in: African 
Studies Quaterly, 8/2004, S. 57-76. 

44 Siehe Charles Ntampaka: ,,Le Gacaca rwandais, une justice repressive participative", in: 
Les Dossiers de La Revue de droit penal et de criminologie, 6/2001, S. 211-225, hier 
s. 214-216.

45 Siehe Filip Reyntjens: ,,Le 'gacaca' ou la justice du gazon au Rwanda", in: Politique 
africaine, 1990, Nr. 40, S. 31-41. 
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welche die Schande verabscheuen, eine für beide Scirca akzeptable Lösung aushan­
delten, die zudem in den Augen der örrlichen Bevölkerung rechtens war und Be­
stand haben ko11nre. Aufgabe und Ziel der traditionellen G11c11ca-Verfahren war es 
nicht, den oder die Schuldigen oder Täter zu bestrafen, sondern den angerichrcren 
Schaden zu reparieren oder auszugleichen, ohne die Ehre der Kontrahenten (noch 
weiter) zu verlenen und schließlich den gemeinschaftlichen Frieden wiedcrherw­
scellen. Es wurden keine Strafen verhängt, sondern Schadensersatz- und Wicdergut­
machungsleistungen vereinbarr, von denen in der Regel auch die Gemeinde profi­
tierte. (Eia gelöstes Problem galr immer als Anlass zum Feiern.) Mir ei_nem Wort, 
traditionelle Cacaca-Verfohren waren eine Form, nachgerade ein Prototyp restaurati­
ver J usri1 .. 

Mir dieser Form von Screicschlichrung und Konfliktlösung haben die heurigen 
Gacaca-Prozcsse zur Aufarbeicung des V ölkermords auf den ersten Blick nur sehr we-
1ug gemein. Einige Beobachter halten es gar nlr einen regelrechten Erikenenschwin­
del, die modernen GacncfT.- und das heißt fur sie Strafj>rozesse mit diesem rradirioncl­
len, an der Idee der Versöhnung orienrierren Namen zu belegen.46 Vollkommen
richtig ist, dass die gegenwärtigen CacncfT.-Gerichce in Differenz zu ihren tatsächli­
chen oder eben vermcindichen Yorgänge1·n Strafkompecenz besiczen und aus­
drücklich zu diesem Zwecke geschaffen worden sind. Es geht um die Verurteilung 
der V ölkermörder. Die jetzigen Gncaca-Prozcsse sind staatlich besd,losscn und ver­
ordnet, formalrechtlich flankiert und organisiert.47 Auch steht es den Gemeinden
nicht frei, sich für oder gegen diese Verfahren zu entscheiden. Gerichtet wird von be­
stallten, zwar nicht von oben eingescczten, wohl aber von eigens fUr die Rechtspre­
chung iiber den Völkermord von den Gemeinden aus den eigenen Reihen gewählten 
Richtern. Kläger ist jed,er, der irgend erwas gegen einen Völkermörder oder Verbre­
cher gegen die Menschlichkeit vorwbringen hat, angeklagt genau dieses oder jenes 
Individuum. Aufgabe ist nicht - beziehungsweise nur nachgeordnet - die Verhand­
lung und Fesrlcgung einer gewissen Wiedergutmachung, sondern die Zusclueibung 
von individueller Verancworrung und persönlich zu tragender Schuld. Tn der Tac war 

46 So crwa AJliso n Corey, Sandra F. Joireman: .Retriburivc Jusrice: The 'Gncaca' Courrs in 
Rwanda", in: A.fric1111 Ajfain, 103/2004, S. 73-89.

47 Rechtsgrundlage sind a) loi orgrmique 110. 4012000 du 26/0//2001 porumrcrcatio11 des Hju­
ristlictiom gncnca·' et orga11isntio11 Jcs po,muitrs des infrrwions constiu1tives du crimc du gc­
nocide 011 de crimes co11tre l'h1111uwirc commis mtre Je /er octobrc er 31 dccembrc 1994:

lmp:/lwww.inkiko-gacaca.gov.rw/pdf/loi.pdf; b) loi organiquc 110. 3312001 du 22/6/2001

modifi11m et compldra11t In loi orgn11iq11e 110. 40/2000 du 26 jn11vier 2001 pol'lllllt cri!11tio11 des 
.j11ridicriom gnc11cn "et orgn11is111io11 des poum,itu des i11.fractio11s comtitutives du crime du gc-
11oride 011 de Cl'imes co11tre l'h11m1111itl commis entre le I er octobre er 31 dlcembre l 994; 
hcrp://www.inkiko-gacaca. gov.rw/pdf/loircviscc.pdf; c) loi org1111iquc 110. 16/2004 du 
19/612004 porta111 org1111ismio11, compctence tt fa11ctio1111e111ent du jurisdicriom gncncn chnr­
güs des pourmites er du jugm1em des i11.frnctio111 comtiu11ive1 du crime du gl11ocidc et d'nw,·es 
crimes CD11tre !1111111n11i1i commis entre le /er octobre et 31 dicembre 1994; 
hrrp://www.inkiko-gacaca.gov.rw/pdflloinouvellel.pclf. Die wichrigsren Neuerungen der 
Folgcgcserzc zielen auf eine Straffung der Verfuhren. 
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das treibende Motiv für die Schaffung einer landesweiten Gacaca-Jurisdiktion weni­
ger das Abrücken der Regierung von ihrem Vorsatz, die Täter des Völkermords straf­
rechtlich zur Verantwortung zu ziehen, als vielmehr die (nochmalige) Beschleuni­
gung der Prozesse, genauer: die Beschleunigung des Strafprozesses durch Multiplika­
tion der Gerichte und damit die Bewältigung der nach wie vor riesigen Anzahl von 
Fällen in menschengerechter Frist. 

Und doch wird in den Verlautbarungen der Regierung ein neuer Ton vernehm­
lich. Wurde Ende der 90er Jahre noch unverhohlen eingestanden, dass die schiere 
Anzahl der Fälle die Strafjustiz Ruandas überfordere, weshalb man sich dazu ent­
schlossen habe, Gacaca-Gerichte einzurichten,48 spricht die Präambel des ersten Ga­
caca-Gesetzes von Januar 2001 zwar nach wie vor von der Notwendigkeit, ,,pour par­
venir a la reconciliation et a la justice au Rwanda, d' eradiquer a jamais la culture de 
l'impunite et d'adopter !es dispositions permettant d'assurer les poursuites et Je juge­
ment rapide des auteurs et leurs complices", doch - und dies ist neu - ,,sans viser seu­
lement la simple repression, mais aussi la rehabilitation de la societe rwandaise mise en 
decomposition par !es mauvais dirigeants qui ont incite la population a exterminer une 
partie de cette societe':49 

Die Straftatbestände Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
bleiben justiziabel und werden weiter verfolgt, aber die Schuld der Masse der Täter 
wird dadurch gemäßigt beziehungsweise modifiziert, dass sie von „schlechten Füh­
rern" verführt worden seien. Ein weiteres Indiz dafür, dass die strafrechtliche Verfol­
gung auf diejenigen Fälle konzentriert werden soll, deren Verhandlung einigerma­
ßen „erfolgversprechend" ist, besteht darin, dass die Gacaca-Gesetze sich im Unter­
schied zum ersten Völkermordgesetz nicht mehr auf alle Vergehen im Zusammen­
hang von Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit beziehen, sondern 
nur noch auf intentionale Akte. Das prinzipielle Problem, einem Täter nicht allein 
(s)eine konkrete Tat, sondern (erst recht und vor allem) die Absicht von Völkermord
nachzuweisen, bleibt von dieser Einschränkung natürlich unberührt. Der Kreis der
strafrechtlich potentiell Schuldigen wird durch diese auf den ersten Blick unschein­
bare Umformulierung deutlich enger gezogen.

Mittlerweile haben landesweit mehr als 10.000 Gacaca-Tribunale ihre Arbeit 
aufgenommen. Sie bestehen im Kern aus einer Richterbank und der Vollversamm­
lung. Sie sind befugt, Restitutionen zu verfügen und Freiheitsstrafen zu verhängen. 

48 Siehe die unter 'Genocide' gegebenen Informationen auf der offiziellen Website der ruan-
dischen Regierung www.gov.rw. In diesem Text wird darauf verwiesen, dass das ICTR bis­
lang acht Verdächtige verurteilt habe, die regulären ruandischen Gerichte hingegen 2.500. 
Diese Zahlen erlauben den Rückschluss auf die Jahre 1999/2000. 

49 Loi organique no.40/2000 (wie Anm. 47); meine Hervorhebung; diese Formulierung wird 
in der Präambel des bislang letzten Gacaca-Gesetzes (Loi organique no. 16/2004 [ wie Anm. 
47]) wörtlich wiederholt. Eine weitere Quelle, welche das neuerliche Wichtig-Nehmen 
der Versöhnung unterstreicht, ist das den Gacaca-Laienrichtern vom Obersten Staatsge­
richtshof als Leitfaden und Hilfsmittel zur Verfügung gestellte Manuel explicatif sur la loi 
organique portant creation des juridictions Gacaca; http://www.asf.be/FR/FRnews/manu­
el_gacaca. pdf. 
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Die Todesstrafe kann nur von staatlichen Kammern ausgesprochen werden. Wie von 
diesen kann im Falle eines Geständnisses jedoch ein je nach Zeitpunkt desselben va­
riabler Strafnachlass gewährt werden. Ihre erste Aufgabe war und ist eine Art Be­
standsaufnahme, die kollektive und öffentliche Ermittlung dessen, was während des 
Völkermords vor Ort vorgefallen ist. Danach geht es um die Zuordnung der Taten 
zu T ätern und, damit verbunden, deren Einstufung in eine der Verbrechenskatego­
rien. Gegen diese richterliche Einstufung besteht kein Einspruchsrecht. Für das ei­
gentliche Verfahren schließlich wie für die Vorermittlungen ist wesentlich, dass die 
Vollversammlung sowohl als Ankläger als auch als Be- oder Entlastungszeuge auf­
tritt. Rede und Widerrede der Bevölkerung sowie die Verteidigung der Angeklagten 
sollen ans Licht bringen, wie es gewesen ist. Ein Rechtsbeistand steht den Angeklag­
ten nicht zu. Gegen ein einmal ergangenes Urteil kann allerdings bei der nächsthö­
heren Instanz Berufung eingelegt werden. Die Urteilsfindung ist allein den Richtern 
überlassen. 

2. Was ist angesichts der bisherigen Erfahrungen von den Gacaca-Verfahren zu hal­
ten? Sind sie ein Mittel, ein vielversprechendes gar, die strafrechtliche Aufarbeitung
des V ölkermords als auch die Versöhnung voranzubringen? Sind sie ein Mittelweg
zwischen redistributiver und restaurativer Justiz? Auf den ersten Blick fällt das Urteil
vernichtend aus: Es gibt Stimmen, die das wahrscheinliche Resulcar des Gacaca-Pro­

zesses für das Gegenteil dessen halren, was mit ihm beabsichrigr war.50

Um mit dem Offenkundigen zu beginnen: Wäre die Beschleunigung der straf­
rechtlichen Aufarbeitung des Völkermords oder anders gesagt die Abarbeitung der 
bereits angelegten Dossiers tatsächlich das einzige Ziel der Gacaca-Verfahren, müsste 
man schon jetzt von einem grandiosen Scheitern sprechen. Denn erwartet wird 
nicht, dass die, rechnet man nur die Häftlinge, 80.000 offenen Fälle in absehbarer 
Zeit geschlossen werden könnten; erwartet werden bis zu 1.000.000 neuer Verfah­
ren!51 Wie ist eine derartige Zahl überhaupt zu erklären? 

Wie gesehen, sind die Möglichkeiten der Angeklagten, sich zu verteidigen, be­
schränkt: Gegen ihre Einstufung in eine der Verbrechenskategorien steht ihnen kein 
Einspruchsrecht zu; ebensowenig steht ihnen die Möglichkeit offen, sich anwaltlich 
beraten oder vertreten zu lassen; und zu behaupten schließlich haben die Angeklag­
ten sich nicht gegenüber einem Ankläger und seiner spezifischen Anklage, sondern 
gegenüber einer mehr oder weniger amorphen Gerichtsöffentlichkeit. Was liegt in 
einer solchen Situation näher, einmal vorausgesetzt, der Angeklagte ist nicht gestän­
dig oder tatsächlich nicht (allein) der Verbrechen schuldig, deren er angeklagt wird, 
als in die Offensive zu gehen und die Schuld von sich auf andere zu lenken? Was 
spricht dagegen, alte oder neue Rechungen, die mit dem Völkermord nichts zu tun 

50 Fierens: ,,'Gacaca' Courts" (wie Anm. 40); Corey, Joireman: ,,Retributive Justice" (wie 
Anm. 46). 

51 Siehe Arthur Asiimwe: ,,Rwanda Estimates One Million Face Genocide Charges", Reu­
ters-Meldung v. 14. Januar 2005, http://www.globalpolicy.org/intljustice/tribunals/rwan­
da/2005/0 l l4rwgencharges.hnn. 
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haben müssen, durch falsche Anklagen zu begleichen? Ist nicht verständlich, dass 
diejenigen, die seit Jahren unschuldig einsitzen, sich an denjenigen rächen, die sie 
für schuldig halten und dabei frei herumlaufen? Wie sollen vor Gericht geäußerte 
Vorwürfe wirklich geprüft, für wahr befunden oder verworfen werden, wenn in der 
Regel eine mündliche Aussage schon deshalb als wahr gilt, weil ihr nicht widerspro­
chen wird? Ganz gewiss ist die in Aussicht gestellte Strafreduktion ein starker Anreiz 
zu gestehen, ein Anreiz aber auch,· aus der Lückenhaftigkeit oder Unmöglichkeit 
einer objektiven Beweisführung subjektiv jeden erdenklichen Vorteil zu schlagen. 

Hinzu kommt möglicherweise, dass ein aufrichtiges Geständnis, die Annahme 
persönlicher Schuld heute wie damals dem Selbstverständnis vieler Ruander wider­
spricht. Im Moralkodex der Vorkolonialzeit waren Geständnisse nicht vorgesehen, 
sie galten vielmehr als Eingeständnis einer selbstverschuldeten Niederlage, ja, als die­
se selbst.52 So ging es in den traditionellen Gacaca-Verfahren auch niemals um die
Frage, wer denn nun schuld sei, sondern allein darum, einen einmal eingetretenen 
Schaden wieder zu beheben. Die von der jetzigen Regierung - zu Recht - immer 
wieder inkriminierte „Kultur der Schuldlosigkeit" ist nicht nur das Kennzeichen der 
Hutu-Herrschaft, welche sich seit der Unabhängigkeit immer wieder ungestraft an 
den Tutsi verging, sondern Merkmal schon der vorkolonialen Gesellschaft, deren po­
litischer Stil nicht das Gespräch, sondern die Intrige, deren politische Verfassung 
nicht das Recht oder die heilige Tradition, sondern die Willkür der Mächtigen 
war,53 einer Gesellschaft mithin, deren angebliche Einheit und Harmonie die heuti­
gen Machthaber als Vorbild beschwören.54 Jene Kultur der Schuldlosigkeit war eine
Kultur des Leugnens, der Denunziation und des universellen Verdachts. Ich sage, 
dass diese Kultur möglicherweise im Selbstverständnis vieler Ruander fortlebt, die 
Anklagespiralen der heutigen Gacaca-Prozesse befeuert und einer Versöhnung im 
Wege steht, weil zivilisatorische Muster, weil Mentalitäten sich allgemein nur sehr 
langsam verändern, auf der anderen Seite jedoch der Katholizismus, welcher das 
Land eigentlich kolonisierte und die Seelen der Men chen bis heute regiert, die 
traditionell Mis billigung des Ge tehens konterkariert haben könnte.55

Vorfälle, welche die Dysfunktionalität der öffentlichen Geständnisse belegen, 
sind jedenfalls in nennenswertem Umfang bezeugt. Den Gipfel der Amoralität bil­
den dabei solche, in denen wohlhabendere Häftlinge sich im Wissen um die schrei­
ende materielle Not (der Familien) ihrer Mitgefangenen eben diese kaufen und sie 
an ihrer statt zum Schuldbekenntnis bewegen. Ebenso sind Fälle dokumentiert, in 

52 icl1e Ncampuka: ,.Le G:1caca rw,rndai" (wi.e Anm. 44), $. 216. 
53 Vgl. Va.nsina: Anttcedf!ms to Modem Rwmuln (wie Anm. 14), . 62, pa sim; Prunier: The 

Rwm1da Crisis(wic Anm. 12), . 215; Gourevirch: We W'ish to I11form You (wie Anm. 12), 
S. 22 f.

54 Siehe Constitution of the Republic of Rwanda, Präambel, Abs. 8; http:/ /www.grandslacs. 
net/doc/2726.pdf. 

55 Dazu, wie wenig der Glaube ein inneres Hind ·rnis der Völkermörder darstellte, si hc Jean 
Harzfeld: Zeit der MaclJCtCIJ. Gespriiche mit den Tätern des Völkermordes in Ruanda, Gießen 
2004, s. 152-160. 
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denen Häftlinge, die von einem Verfahren nichts mehr oder kaum noch etwas für 
sich oder ihre Angehörigen zu erwarten haben, ,,ihre" Schuld, das heißt falsche Ge­
ständnisse zum Kauf anbieten. 56 - Kurz, eine ungute Mischung aus kontingenten,
der Vorgeschichte geschuldeten, dem Verfahren inhärenten und kulturellen Grün­
den erklärt, warum die Zahl der Verdächtigen sich mehr als verzehnfachen konnte. 
An eine zügige strafrechtliche Aufarbeitung und Aburteilung des Genozids ist 
mithin nicht zu denken. 

3. Warum aber hält die Regierung an ihrem Vorhaben fest? Ist es Stolz oder Sturheit,
einen einmal eingeschlagenen Weg nicht wieder verlassen, ein einmal angepeiltes
Ziel um keinen Preis aufgeben zu wollen? Oder ist die strafrechtliche Verfolgung des
Völkermords nur ein Vorwand, hinter dem sich andere Absichten verbergen? Wenn
ja, welche könnten es sein?

Zwei in ihrem Sinn diametral entgegengesetzte Antworten scheinen mir mög­
lich: Entweder die Regierung benutzt das strafrechtliche Argument und die Gacaca­

Verfahren, um die abermalige Verkehrung der ethnischen Herrschaftsverhältnisse 
weniger zu verschleiern als zu rechtfertigen. Oder es geht ihr angesichts der objekti­
ven Unmöglichkeit, diesem Völkermord strafrechtlich gerecht zu werden, darum, 
wenigstens die Erinnerung an diesen und seine moralische Verurteilung zu institu­
tionalisieren. Für beide Antworten gibt es Argumente und Indizien. 

(a) Für die erste T hese spricht, dass erstmalig in der Geschichte ein ganzes Volk vor
Ger.icht gestellt wird. Ruanda harre im Jahre 2000 über 8.000.000 Einwohner, etwa
60% von ihnen jünger als 20 Jahre.57 Berück.�ichrigr man weiter, dass ein bis zwei
Millionen Ruander erst nach 1994 nach Ruanda zurückgekehrt sind, ergibt sich,
dass 1.000.000 Angeklagte ein Drittel der 1994 über 14järhigen Bevölkerung uma
fassen. Geht man weiter davon aus, dass es sich bei den Angeklagten in der Hauptsa­
che um Männer handelt, steigt die Quote der mutmaßlich Schuldigen auf 50%!

Weiter aufgeladen werden diese Zahlen dadurch, dass sich hinter ihnen die an­
dauernde beziehungsweise neu aufschaukelnde Polarität von Hutu und Tutsi ver­
birgt. Offiziell werden diese Kategorien nicht mehr gebraucht; die Rede ist allein 
von Ruandern. Unterschieden werden im öffentlichen Sprachgebrauch allerdings 
Rückkehrer, Flüchtlinge, Opfer, Überlebende und T äter. Rückkehrer sind im we­
sentlichen seit 1959 exilierte Tutsi sowie einige Hutu, die sich im Ausland der RPF 
angeschlossen hatten. Flüchtlinge sind entweder noch nicht nach Ruanda zurückge­
kehrte Tutsi oder aber - und in der Hauptsache - nach 1994 geflohene Hutu. Opfer 
sind die Tutsi und moderate, vor 1994 auf Ausgleich mit diesen bedachte und eben 
deswegen von den Völkermördern gleichfalls gejagte Hutu. Überlebende schließlich 
sind die wenigen nach 1994 im Lande verbliebenen Tutsi sowie die Mehrheit der 
(nicht-flüchtigen) Hutu. 

56 Siehe Wolters: ,,The Gacaca Process" (wie Anm. 39), S. 10. 
57 Siehe Rwanda Atlas, Oxford 2002, S. 11. 
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Auf den ersten Blick liegen diese Kategorien quer zur dichotomischen Einteilung 
der Gesellschaft in Hutu und Tutsi. Insofern jedoch stillschweigend zugrundegelegt 
wird, dass alle moderaten Hutu 1994 zu Tode gekommen sind, werden alle überle­
benden Hutu, wenn nicht zu T ätern, so doch zu Zuschauern, welche den Völker­
mord zumindest geduldet haben. Die Unterscheidung von Opfern und Überleben­
den würde die fortdauernde Einteilung der Bevölkerung in Tutsi und Hutu also nur 
reproduzieren.58 Die Einheitsrhetorik der Regierung wäre eine ideologische Nebel­
bombe. Die strafrechtliche Verfolgung von 1.000.000 Verdächtigen liefe unter der 
Prämisse, dass es sich um ein kalkuliertes T äuschungsmanöver der Regierung han­
delt, darauf hinaus, die Gruppe der Hutu zu kriminalisieren und auf diese Weise auf 
ihren (vor-)kolonial-subalternen Status zu relegieren. Nicht ihre „Stammes"-zugehö­
rigkeit, nicht ihr „Blut", nicht ihre Genealogie machte sie zu minderwertigem Volk, 
nicht die quasi-feudale Herrschaftspraxis der Tutsi, sondern ihre selbstverschuldete 
T äterschaft im Völkermord von 1994. Die Gacaca-Verfahren wären somit ein 
grandioser Schachzug, eine neue-alte Tutsi-Ethnokratie zu installieren. 

Das vielleicht stärkste Argument, das dafür spricht, dass es der Regierung nicht 
um Versöhnung, sondern lediglich um die Wahrung und den Ausbau der eigenen 
Macht zu tun ist, liegt in ihrer Weigerung, von der RPF beziehungsweise ihren Sol­
daten nachweislich begangene Verbrechen ebenfalls vor die Gacaca-Gerichte zu 
bringen.59 Die Formulierungen des Völkermordgesetzes von 1996 und der späteren
Gacaca-Gesetze erlauben sehr wohl die Verfolgung und Bestrafung von Kriegsver­
brechen; eine Strafverfolgung der eigenen Truppen - einmal vorausgesetzt, die Ver­
brechen der RPF an der ruandischen Zivilbevölkerung wären nicht selbst als Völker­
mord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu klassifizieren - wird von der Re­
gierung jedoch mit dem moralischen Argument zurückgewiesen, dass auf diese 
Weise der Völkermord und der Kampf für dessen Beendigung auf schamlose Weise 
vermischt würden. 

Selbst wenn die implizite Unterstellung zuträfe, dass die Kriegsverbrechen der 
RPF, wenn überhaupt, so nur in Reaktion auf den Völkermord und nicht auch 
schon vor Anfang April 1994 verübt worden seien, unterschlägt dieses Argument, 
dass der Völkermord seinerseits zwar keine direkte und zwangsläufige Folge des von 
der RPF im Jahre 1990 begonnenen Bürgerkriegs ist, gleichwohl aber nicht unab­
hängig von diesem gesehen werden kann. Dieser war nicht der Grund, nicht die Ur­
sache, wohl aber der Anlass für die Planung, Organisation und Exekution des Geno­
zids. Zudem dürfte sich kaum rechtfertigen lassen, dass nach dem militärischen Sieg 
der RPF im Juli 1994 von dieser verübte Kriegsverbrechen als immer noch im Zuge 
der Abwehr und Zurückdrängung der Völkermörder verübte Vergehen gewisserma­
ßen zu entschuldigen seien. Und schließlich ist vielleicht zwar nachvollziehbar, dass 
es 1994 (und später) zu Kriegsverbrechen der RPF kam, moralisch und juristisch je-

58 Vgl. Mamdani: When Victims Become Killers (wie Anm. 12), S. 266 f. 
59 Vgl. BBC News, Talking Point Special: ,,Ask Rwanda's President", Interview mit Paul Ka­

game v. 27. April 2004, http:/news.bbc.co.uk/l/hi/talking_point/3442577.stm. 
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doch ist nicht die vermeintliche Nivellierung von Völkermord und Kriegsverbre­
chen, sondern die Bagatellisierung dieser der eigentliche Skandal. Solange die Regie­
rung sich sträubt, sich selbst dem Recht und den Regeln zu unterstellen, welche sie 
geschaffen hat - und zugegeben: auch nur sie schaffen konnte-, wird ihr und ihrem 
Vorgehen der Makel anhängen, bloße Siegerjustiz zu sein. Die Legitimität der Gaca­

ca-Prozesse, sofern es sie überhaupt gibt, fördert diese (Ver-)Weigerung der Regie­
rung jedenfalls nicht. 

In Rechnung gestellc werden muss allerdings, dass die Regierung ihre Machtha­
berschaft aus verständlichen Gründen als die einzig wirkliche Garantie dafür an­
sieht, dass ein Völkermord an den Tutsi sich nicht wiederholt. Sie sträubt sich gegen 
eine mehr als vordergründige Demokratisierung, weil sie befürchtet, den militärisch 
unterlegenen Völkermördern, ihren Unterstützern, Mitläufern und Duldern auf 
dem Wege freier Abstimmung nur erneut zur Macht zu verhelfen. Die RPF sähe sich 
nicht allein um den Sieg und ihre Pfründe gebracht, sondern der Möglichkeit be­
raube, den Völkermord überhaupt zu richten und darüber hinaus einer demokra­
tisch legitimierten, politisch-administrativen Marginalisierung und Entrechtung der 
Tutsi, vielleicht gar der Vollendung des Völkermords auf dem Verwalcungswege 
wirksam einen Riegel vorzuschieben.GO Gerechtigkeit oder auch nur Rechtspre­
chung und Demokratie stehen - so bedauerlich diese Feststellung ist - im heutigen 
poscgenozidalen Ruanda strukturell in Gegensatz zueinander. 

(b) Dafür nun, dass die Gacaca-Prozesse kein Scheinmanöver sind, spricht, dass die
Vorteile dieser Verfahren keineswegs allein auf Seiten der Tutsi liegen. Diese waren
und sind, insbesondere auf dem Lande, auf dem immer noch die Masse der Bevölke­
rung lebt, deutlich in der Minderzahl. Das bedeutet: Vor den Gacaca-Tribunalen sit­
zen in der Regel Hutu über Hutu zu Gericht. Auch ist keineswegs garantiert, dass auf
der Richterbank tatsächlich nur unbescholtene und integere Persönlichkeiten Platz
nehmen. Gewählt wurden 250.000 Richter, und zwar von und aus der Bevölkerung.
Der ruandische Völkermord war ein Massenverbrechen. Auch wenn nicht alle selbst
Hand angelegt haben, alle haben gesehen oder zumindest gewusst, was um sie herum
passierte; es ist deshalb äußerst unwahrscheinlich, dass die Wahl - eine Wahl, bei der
auch unerkannt Schuldige dazu aufgerufen waren, ihre potentiellen Richter zu be­
stimmen - srcrs auf genau diejenigen Personen gefallen ist, welche, mit einem jüdi­
schen Au druck, als „Gerechte unter den Völkern" anzusehen sind.GI Ein weiterer

60 Dass die Äng te der RPF nicht völlig unbegründet sind, geht daraus hervor, das die 1994 
in den Kongo gc:flohen<ln Huru-Milirärs und -MiJizionäre ihre Waffen bis hcucc nicht ge­
streckt haben und eine BedroJrnng, wenn nicht für die Sicherheit Ruandas, so doch für die 
im Kongo lebenden Tursi darstellen. Auch fohle es- über persönliche Kontakte: und ßczie­
huHgcn oder von Menschenrcclusorganisationcn od.er Kirchen angeregte Projekte hinaus 
(siehe Jan Keich: »Mein Freund der Mörder", in: Chri.rmo11, Nov. 2004, . 12-18) - bis 
heute an Gesten und Angeboten der Hutu, für die Ereignisse von 1994 Verantwortung zu 
übernehmen. 

61 Vgl. African Rights: Gacaca justice. A Shared Responsibility, Kigali 2003, S. 18-23. 
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Aspekt, welcher die Gacaca-Verfahren für die Ankläger, meist also für die anklagen­
den Tutsi, zu einem Problem macht, ist, dass diese als Einzelne gegen ihre Gruppe, 
ihren Hügel oder ihre Gemeinde, aufstehen müssen. Dazu bedarf es eines großen 
Maßes an Zivilcourage. Ja, es sind ecliche Fälle bekannt, in denen Ankläger und 
Zeugen bedrohe, angegriffen und sogar umgebracht worden sind.62 Für die überle­
benden Tucsi ist die Bedrohung keineswegs schon vorbei. 

Weiter spricht gegen die T hese von der bloßen Blendung, dass die Augen der 
Weltöffentlichkeit auf die Gacaca-Verfahren gerichtet sind. Nicht nur die ausländi­
sche Presse interessiert sich beizeiten für diese - mehr zumindest als für das ICTR-, 
sondern ganze Legionen von Wissenschaftlern, UN-Mitarbeitern und Menschen­
rechtlern beobachten das ruandische Experiment.63 Ihre nicht sympathielosen, doch
häufig mahnenden Berichte werden von den Behörden zwar nur widerwillig aufge­
nommen, faktisch aber ist die bisherige Kritik sehr wohl in die Gesetzgebung und 
Begleitmaßnahmen der Gacaca-Prozesse eingeflossen. Und für den Abbruch des Ge­
samtverfahrens hat bei aller Klage über die Mängel von den internationalen 
Beobachtern bislang so gut wie niemand plädiert. 

Gegen die Annahme, die Gacaca-Tribunale seien lediglich ein Instrument zur 
Festigung politischer Herrschaft, spricht auch, dass die Regierung der quantitativen 
Explosion der Verdachtsfälle zum Trotz so etwas wie eine heimliche oder schleichen­
de Amnestierung der T äter betreibt. Zehntausende wurden - übrigens unter dem 
wiederholten Protest von Opferorganisationen - bereits freigelassen; der Kreis der 
strafrechtlich potentiell Belangbaren wurde eingeschränkt; und der gesetzlich mögli­
che Straferlass impliziert, dass die meisten der neu Verdächtigten beziehungsweise 
Angeklagten gar nicht erst eingesperrt werden dürften. Doch die Regierung kann die 
Amnestierung nicht offen betreiben, weil sie sich ihrer eigendichen „Klientel", den 
Überlebenden des Völkermords, verpflichtet weiß. Aus ihrem Handeln spricht 
gleichwohl die wahrscheinlich erst im Laufe der Jahre gewachsene und vielleicht 
auch erst jetzt mögliche Einsicht, dass es angesichts der Realitäten nicht nur um eine 
allein strafrechtliche Aufarbeitung des Genozids gehen kann, sondern dass eine auch 
und gerade für die Gruppe der Tutsi lebbare Zukunft eine solche sein muss, in der 
sie als die Minderheit, die sie darstellt und bleiben wird, ihren Platz neben den majo­
ritären Hutu finden kann. Die Gnade der Tutsi ist der Preis, den diese für eine 
friedliche Koexistenz zu entrichten haben, oder besser vielleicht: der Einsatz, den sie 
um den Preis einer friedlichen Koexistenz wagen müssen. 

Gewiss, eine Amnestie ist ein hoheitlicher Rechtsakt und als solcher eher der Ge­
gensatz als das staatliche Pendant zum individuell motivierten Verzeihen,64 welches
allein die Wunden heilen könnte. Doch es ginge eben nicht um eine bedingungslose 

62 Siehe Wolters: ,,Gacaca Process" (wie Anm. 39), S. 17. 
63 Besonders erwähnt sei in diesem Zusammenhang die in mehreren ausführlichen Berich­

ten - selbst Quellen ersten Ranges - dokumentierte Arbeit der in London ansässigen Or­
ganisation Penal Reform International; http://www.penalreform.org/english/frset_ 
pre_en.htm. 

64 Vgl. Paul Rica:ur: Le juste, Paris 1995, S. 205 f. 
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Generalamnestie. Sinn und Zweck der Gacaca-Verfahren wäre vielmehr die „bloße" 
Thematisierung des Zivilisationsbruchs, das heißt zunächst und vor allem die Kün­
digung des Schweigens, die Rekonstruktion des Geschehens und die möglichst weit­
gehende Enthüllung der Wahrheic-65 damit verbun.den jedoch, zweircns, selbstver­
ständlich nicht gleich die Heilung oder Therapie, wohl aber die öffentliche Aner­
kennung des Leidens der Opfer;66 und drittens, spiegelbildlich dazu, weniger di� 
Bestrafung als die Beschämung der Täter. 67 Die ruandische Regierung häne sich also
doch weitgehend die Ideale einer restaurativen Justiz zu eigen gemacht. Die unter­
stellte Kluft, der angebliche Abgrund zwischen traditionellen und modernen Gaca­

ca-Verfahren wäre weniger groß und durchaus zu überbrücken. 

Die Argumente zugunsten der Manipulationsthese sind damit gleichwohl nicht 
vom Tisch. Um sie wirksam zu entkräften, müsste die Regierung sich dazu entschlie­
ßen, noch weiter zu gehen als bisher gewollt oder möglich. V ielleicht wäre es sinn­
voll, die Gacaca-Gerichte nach dem Vorbild der südafrikanischen Truth and Reconci­

liation Commi.ssion strafrechtlich zu entlasten und mit Amnestie-Befugnissen auszu­
statten, daFür jedoch die regulären Gerichte weiter auszubauen.68 Ausschließlich
diese und nicht länger die Gacaca-Tribunale wären dann dafür zuständig, Hauptver­
antwortliche, Ungeständige und der Falschaussage Überführte abzuurteilen. In der 
Tat könnte die Aussicht einer vollständigen Amnestie unter Umständen manche der 
perversen Geständnisanreize auffangen. Die Täter hätten kein Motiv mehr, ihr 
Schuldeingeständnis in Hinblick auf maximale Strafreduktion zu kalkulieren, im 
Gegenteil, allein die volle Wahrheit würde vor (weiterer) Strafverfolgung schützen. 
Die juristisch ungeschulten und schon deswegen überforderten Richter hingegen 
wären von der Aufgabe entlastet, individuell Schuld zu attribuieren, und könnten 
sich ganz darauf konzentrieren, nicht einzelne Tathergänge, sondern das Gesamtge­
schehen zu rekonstruieren. Gedeckt werden müsste diese Entlastung der Gacaca-Ge­

richte, ihre Verwandlung in eine Art Wahrheitskommission, allerdings wie in Süd­
afrika durch die glaubhafte Androhung regulärer Strafgerichtsverfahren. 

Gesehen werden aber muss, dass, obschon die Gacaca-Tribunale als eine Institu­
tion restaurativer Justiz fungieren könnten, die politischen und auch rechtlichen Ver­
hältnisse in Ruanda seit der Vorkolonialzeit allen Vorstellungen von Legitimität und 

65 Vgl. Aneta Wierzynska: ,,Consolidating Democracy T hrough Transitional Justice: 
Rwanda's Gacaca Courts", in: New York University Law Review, 79/2004, S. 1934-1970, 
hier S. 1957-1966. 

66 Dazu aus allgemeiner Perspektive Michael Humphrey: ,,From Victim to Victimhood: 
Truth Commissions and Trials as Rituals of Political Transition and Individual Healing", 
in: Australian Journal of Anthropology, 14/2003, Nr. 2, S. 171-187. 

67 Siehe Mark A. Drumbl: ,,Punishment, Postgenocide: From Guilt to Shame to 'Civis' in 
Rwanda", in: New York University Law Review, 75/2000, S. 1221-1326, hier 
s. 1253-1263.

68 So der Vorschlag von Erin Daly: ,,Between Punitive and Reconstructive J ustice. T he Gaca­
ca Courts in Rwanda", in: New York University Journal of International law and Politics,
34/2002, S. 355-396, hier S. 392. 
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Gerechtigkeit Hohn sprechen. Seit weit über 100 Jahren wird in Ruanda mit dem 
Schwerte regiert. Es ist deshalb nicht mehr als eine schwache Hoffnung, dass es den 
Ruandern nach der Apokalypse des Jahres 1994 gelingen kann, aus dem mittlerweile 
genozidalen Zirkel von Rache und Vergeltung auszubrechen. Mit Mitteln des Straf­
rechts ist diese Last nicht zu stemmen. Und das nicht deshalb, weil es „nur" die 
Rechtsform der Rache ist - ganz im Gegenteil ist gerade das Strafrecht, indem es Ta­
ten und die Verantwortung dafür begründet Einzelnen zuschreibt, prinzipiell dazu 
angetan, das Verhängnis der Sippenhaftung, wenn nicht zu durchbrechen, so doch 
ihm entgegenzustehen. Das Strafrecht vermag die Last nicht zu stemmen, weil das 
Unrecht des Völkermords, weil das radikal Böse seine Begriffe übersteigt. 

Die Prämisse, welche dem ICTR, der nationalen ruandischen Rechtsprechung 
sowie den heutigen Gacaca-Prozessen zugrunde liegt, ist der vorderhand einleuch­
tende Satz: keine Versöhnung ohne Gerechtigkeit. Ein andere Formulierung dessel­
ben Sachverhalts wäre: Man kann nicht verzeihen, was nicht bestraft werden kann. 
Was aber, wenn die Idee der Strafe und die Möglichkeiten ihrer Vollstreckung versa­
gen angesichts der Schwere der Tat und der Masse der T äter? 

VI. 

Aus dem „Fall Ruanda", dem Genozid von 1994 und seiner strafrechtlichen Aufar­
beitung, lassen sich ebensowenig allgemeine rechtliche Lehren ziehen wie umge­
kehrt aus prinzipiellen Erörterungen von redistributiver und restaurativer Justiz un­
mittelbar Ratschläge für die ruandischen (und internationalen) Akteure abzuleiten 
wären. Worüber die Versuche, auf die ruandische Tragödie rechtlich zu reagieren, in­
des Auskunft geben, ist, dass die von mir eingangs auf einem zwischen Rache und 
Verzeihen aufgespannten Spektrum angesiedelten Antworten 'Strafprozess', 
'Wiedergutmachung' und 'Versöhnung' weder eine Art Menü sind, aus dem nach 
Gutdünken gewählt werden könnte, noch dass es sich um nicht-konfligierende oder 
gar komplementäre Formen von „Übergangsjustiz" handelt. 

Vielmehr ist die Wahl der Mittel - vorausgesetzt, eine im weitesten Sinne rechtli­
che Klärung der Vorfälle und Verantwortlichkeiten wird überhaupt angestrebt - ab­
hängig oder wenigstens mit bestimmt von der Art und Weise erstens des Regime­
wechsels, zweitens der T äterschaft sowie drittens der politischen und demographi­
schen Verhältnisse nach der Katastrophe. V iertens schließlich zeigt sich, dass die 
Entscheidung für ein in der Hauptsache redistributives oder restauratives Vorgehen, 
seien es die Möglichkeiten einer individuellen Rechtsprechung, sei es das Projekt 
eines gesellschaftlichen Neuanfangs, wechselseitig behindert. 

Der RPF ist die Macht nicht „in den Schoß gefallen" - etwa auf dem Weg von 
Wahlen -, auch hat sie sie ihren Vorgängern nicht stückweise auf dem Verhand­
lungswege entwinden oder abringen können. Die RPF hat die Macht gewaltsam er­
obert. Auf der einen Seite war es damit weitgehend in ihr Belieben gestellt, die Völ-
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kermörder (auch) rechtlich zu verfolgen und darüber hinaus über die Art und Weise 
des Verfahrens zu entscheiden. Eine solche Freiheit, eine derartige Wahlmöglichkeit 
hätte sie in keinem der beiden anderen Fälle besessen. Bei aller notwendigen Kritik 
an den Rechtsverstößen der RPF selbst ist es ihr deshalb hoch anzurechnen, dass sie 
angesichts der (zumindest anfänglich auch) militärischen und enormen wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten nach Beendigung des V ölkermords eine strafrechtliche Aufar­
beitung desselben in Angriff genommen hat. Die Begründung für dieses Verfahren 
war und ist nicht allein, dass die Täter ihre Verbrechen individuell zu verantworten 
haben, sondern auch und vor allem, dass politisch gedeckte oder angeordnete ethni­
sche beziehungsweise ethnisch verbrämte Gewalt fürderhin nicht straflos bleibt. 
Eine Bestrafung der Täter allein griffe zu kurz; worauf es ankommt, ist, dass ihre Be­
strafung andere abschreckt. Eine Gesellschaft, deren Mitgliedern die Vorstellung 
nicht allein ihrer rechtlichen, sondern ihrer menschlichen Gleichheit zu großen 
Teilen ausgeredet worden und tatsächlich abhanden gekommen war, braucht das 
Strafrecht als Substitut einer brüchig gewordenen Moralität. 

Auf der anderen Seite geht die RPF mit dieser Politik noch jenseits aller oben ge­
schilderten rechtspraktischen Probleme. ein hohes Risiko ein. Denn sie formuliert 
Ansprüche, an denen sie sich selber messen lassen muss, gerade weil nicht nur Un­
recht geahndet, sondern weil der Idee des Rechts allererst zur Geltung verholfen wer­
den soll. ,,Recht", so heißt es treffend in Karl Jaspers' Reflexionen über die Schuld 
der Deutschen für Krieg und Vernichtung, ,,ist der hohe Gedanke der Menschen, die 
ihr Dasein auf einen Ursprung gründen, der zwar nur durch Gewalt gesichert, aber 
nicht durch Gewalt bestimmt wird. "69 Damit die strafrechtliche Verfolgung von
V ölkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit ein Triumph des Rechts wird 
- bescheidener vielleicht: zum Punkt der guten gegen die böse Seite im historischen
Ringen um den moralischen Fortschritt - und nicht doch bloß „Recht" des Stärke­
ren, Siegerjustiz oder gar rechtlich bemäntelte Rache bleibt, muss der Sieger sich sei­
nen eigenen Standards unterwerfen, muss die RPF sich für die aus den eigenen Rei­
hen begangenen Verbrechen verantworten. Ja, wie das ICTR zeigt - oder besser: wie
es zeigte, wäre es die einzige rechtliche Reaktion auf den Genozid -, kann Rechts­
staatlichkeit durchaus verhindern, dass Recht gesprochen und damit der Gerechtig­
keit Genüge getan wird. Die Weigerung der Sieger jedoch, Justitia die Augen beid­
seits zu verbinden und sie urteilen zu lassen über jeden, der regulär angeklagt wird,
erweist der Gerechtigkeit einen größeren Bärendienst, als das die rechtsstaatliche
beziehungsweise rechtsstaatlich mögliche Blockade einer zügigen und definitiven
Urteilspraxis es jemals vermöchte.

Die ihrem militärischen Sieg geschuldete theoretische Wahlfreiheit der RPF war 
praktisch freilich eingeschränkt. Nicht nur in dem Sinne, dass die auch von ihr ver­
tretene These, wenn nicht Theorie von der Kultur der Schuldlosigkeit „einen" endli­
chen Schuldspruch, ein Ende der Straffreiheit für ethnisch motivierte Verbrechen 
verlangte, sondern auch insofern, als dass eine restaurative Rechtspolitik angesichts 

69 Karl Jaspers: Die Schuldfrage, Heidelberg 1946, S. 36. 
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des Geschehens von ihr selbst, vor allem aber von den überlebenden Opfern zuviel 
verlangt gewesen wäre. Schon die Festlegung auf ein redistributives Verfahren ist der 
Begrifflichkeit zum Trotz im Prinzip Abkehr von der Idee, der Praxis und nicht 
zuletzt den affektiven Grundlagen der Rache. 

Die Kehrseite einer (unter Umständen möglichen) formalistischen Verschlep­
pung von Strafprozessen ist der durch die Institutionalisierung eines formalen Ver­
fahrens generierte Zeitgewinn. Über das häufig schon von traditionellen Rachecodes 
vorgeschriebene Verstreichenlassen einer Reaktionspause hinaus ermöglicht das Ver­
fahren als Verfahren, dass die Gemüter sich beruhigen, indem es den Konflikt in die 
Länge zieht, die Kontrahenten sowohl auf Distanz als auch in Kontakt zueinander 
bringt, indem es sie zwingt, Gründe dafür anzugeben, dass und warum in bestimm­
ter Weise geurteilt werden soll. 70 Außerdem ist das moderne, auch in Ruanda gelten­
de Strafrecht darauf hin angelegt, die konkrete Täterschaft und damit individuelle 
Verantwortung zu bestimmen. Zwar mögen Solidaritäten oder Abhängigkeiten den 
Täter zu seiner Tat veranlasst haben, Schuld und Strafe für diese „Fremdbestim­
mung" jedoch fallen aus technischen und insbesondere normativen Gründen auf das 
Individuum und nicht auf das anstiftende oder es deckende Kollektiv. Mit anderen 
Worten, indem das Strafrecht verspricht, den Täter zu strafen und auf diese Weise 
Vergeltung zu üben, erkennt es den Racheanspruch der Opfer grundsätzlich an, 
moderiert ihn jedoch, ja, transformiert ihn durch seine „Diskursivierung" und die 
Ablehnung kollektiver Verantwortlichkeit in „bezahlbare" Schuld. 

Praktisch wurden und werden die in Ruanda geführten Strafgerichtsverfahren 
diesem Ideal nicht gerecht. Einerseits entsprachen sie auf jeden Fall anfänglich nicht 
den gesetzlich versprochenen Standards, schienen Verfahrensgerechtigkeit und die 
politische Unabhängigkeit der Gerichte hohle Phrasen zu sein, weshalb die mutmaß­
lichen Täter (wie die meisten Hutu überhaupt) sich nicht individuell angeklagt, son­
dern eben doch in Sippenhaftung genommen sehen. Andererseits scheitert die Be­
weisführung häufig daran, dass die Taten mangels (überlebender Belastungs-)Zeu­
gen kaum rekonstruiert werden können und, selbst wenn, die Möglichkeiten einer 
individuellen Schuld- und Strafattribution überschreiten. Kritisch ist nicht allein, 
dass etliche Täter sich zu ihrem Tun gezwungen meinten und ihre Verantwortung 
deshalb entlang der Befehlsketten von sich zu schieben versuchen, sondern auch und 
vor allem der Umstand, dass die (zivilisierende und schon deshalb gerechtfertigte) 
juristische Fiktion der Handlungs- und damit Wahlfreiheit der einzelnen Akteure 
unter den 1994 in Ruanda gewiss nicht immer und überall, aber doch regelmäßig 
gegebenen Bedingungen des Massenhandelns offenkundig ins Leere greift. 

Individuelles Handeln und damit strafrechtliche Verantwortung setzt eine hin­
reichende Distanziertheit des Einzelnen zur Gruppe, eine Unterscheidbarkeit beider 
voraus, die im Falle des Massenhandelns nun aber gerade nicht gegeben ist. Massen­
handeln zeichnet sich gegenüber „eigentlichem", auch gegenüber organisiert-kollek­
tivem Handeln dadurch aus, dass der Einzelne die rationale, aus Eigen- oder Organi-

70 Vgl. Niklas Luhmann: Rechtssoziologie, Opladen 3 1987, S. 171-175. 
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sationsinteresse „rücksichtsvolle", angesichts der Unwägbarkeiten der Praxis immer 
auch reservierte Kalkulation seines Tuns zugunsten eines bloßen Tatvollzugs, eines 
hemmungs- und distanzlosen und eben deshalb stimulierenden Mitvollzugs einer 
gemeinsamen, von einer Menge als Menge Gleicher getragenen, nicht auf bestimmte 
Ziele gerichteten, sondern buchstäblich an Erfüllung und Entladung interessierten 
,,Tat", aufgibt.71 Darin gleicht es dem Gewaltexzess, der sich als Exzess, als rausch­
hafte Selbstüberschreitung (wenn auch nicht unbedingt in seinen Anlässen), einer 
motivationalen Deutung entzieht. 72 Massenhandeln und exzessive Gewalt gehor­
chen derselben „Logik", sie sind verwandte, auf Steigerung des (Selbst-)Erlebens hin 
angelegte und nur in der Steigerung „überlebende" und deshalb wahlverwandte Ver­
haltensweisen. Der ruandische Völkermord, der zwar nicht archaisierend als Blut­
rausch erklärt werden kann, sehr wohl aber häufig in einen solchen auslief, sperrt 
sich einer strafrechtlich-individualisierenden Aufarbeitung nicht allein aufgrund der 
schieren Anzahl der Täter - unabhängig davon, ob 50.000, 100.000 oder 500.000 
„mitgetan" haben-, sondern aufgrund der oft nicht oder nur willkürlich möglichen 
Zurechnung von Schuld. 

Das nachgenozidale Ruanda und das ICTR stehen damit aus anderen Gründen 
vor ähnlichen Schwierigkeiten wie seinerzeit Deutschland und die Alliierten ange­
sichts der bürokratisch-industriellen Vernichtung der Juden durch die Nationalso­
zialisten: Das Strafrecht versagt hier wie dort nicht nur, ja, nicht einmal in erster Li­
nie, weil die Schwere der Tat jenseits des Vorstellbaren liegt, sondern weil seine Me­
chanik keinen Ansatzpunkt findet. Hält man dennoch - wie Arendt - an einer straf­
rechtlichen Aufarbeitung von Massengewalt und Massenverbrechen fest, dann des­
halb, um die nicht bloß dem modernen Strafrecht zugrundeliegende Vorstellung 
freier und autonomer Rechtssubjekte gegen widerstreitende Erfahrungen zu immu­
nisieren. Die Verurteilung bestimmter T äter freilich wird dadurch zum kontigenten 
Beiwerk. All dies spricht nicht gegen die normative Idee des Strafrechts, wohl aber 
gegen seine universelle Anwendbarkeit. Auch folgt aus dem Vorstehenden nicht, 
dass die ruandischen Strafverfahren aufgegeben werden sollten. Man braucht sie, um 
zu bestrafen, wo bestraft werden kann. Man braucht die Prozesse, um zu sehen, dass 
und wo sie versagen. Und man brauchte sie, um sich auf die Suche nach Alternativen 
zu machen. 

Die dritte Variable, von der abhängt, für welche Form von postgenozidaler Über­
gangsjustiz man sich entscheiden sollte oder muss, sind die politischen beziehungs­
weise demographischen Verhältnisse nach der Katastrophe. Recht und Gerechtigkeit 
bewähren sich nicht im luftleeren Raum. Die politischen Effekte der einen, redistri­
butiven, oder anderen, restaurativen, Variante der Aufarbeitung eines Völkermords 
sind nicht minder wichtig als das „an sich" angemessene oder den jeweiligen Varian­
ten „inhärente" Maß an Gerechtigkeit. Sicherlich gibt es trotz der bereits geltend ge-

71 Vgl. dazu die eindringliche Schilderung des Selbstversuchs von Bill Buford: Geil auf Ge-
walt. Unter Hooligans, München 1992, S. 199-234. 

72 Vgl. Wolfgang Sofsky: Traktat über die Gewalt, Frankfurt a.M. 1996, S. 53, passim. 
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machten Bedenken starke moralische Gründe für die Bestrafung, wenn nicht aller, 
so doch einer möglichst großen Zahl von Tätern. Sofern ihre strafrechtliche Verfol­
gung und Verurteilung jedoch die ethnische Spaltung der ruandischen Gesellschaft, 
die durch den Völkermord ebenso vollendet und zementiert worden ist, wie dass sie 
seine Voraussetzung war, de facto fortschreibt - und zwar selbst dann, wenn sich 
nicht nur die Masse der Hutu, sondern auch die vergleichsweise wenigen für kriegs­
und völkerrechtswidrige Racheakte verantwortlichen Tutsi gleichermaßen vor den 
Tribunalen zu verantworten hätten; selbst dann, wenn die Fairness der Prozesse bei­
spielhaft wäre-, wird ihr der Hautgout der Siegerjustiz anhängen, werden die Her­
ren und Richter des Landes, egal wie gut sie es meinen, egal wie sehr ihnen die Über­
windung der Spaltung am Herz liegen mag, den Mangel an Legitimität nicht wett­
machen können, der ihnen eben qua ethnischer Identität, als bloßer Minderheit, als 
den vermeintlichen Erben eines (vor-)kolonialen Unterdrückungsregimes anhängt 
wie dem Kinde sein Muttermal. 

Es ist - auch - dieses Wissen, diese Ahnung, diese Befürchtung der Machthaber 
selbst, die sie vor einer echten Demokratisierung des Landes zurückschrecken lässt, 
welche andererseits jedoch als das dauerhaft einzige Mittel erscheint, die ethnischen 
Fronten zugunsten von politischen Gegensätzen abzuschmelzen. Dass den Tätern 
und Opfern des Völkermords Gerechtigkeit widerfahre, ist ein nicht minder legiti­
mer Anspruch, als dass die Bevölkerung ihre Geschicke selbst in die Hand nehme 
und auf dem Wege einer echten Gleichberechtigung aller die ethnischen Macht- und 
Verteilungskämpfe in politische Konkurrenz überführe. Das Tragische ist, dass die 
beiden Ansprüche einander unter den gegebenen Bedingungen ausschließen. Die 
Gefahr ist real, dass eine vorschnelle, etwa von außen erzwungene Demokratisierung 
nach westlichem Vorbild die ethnischen Gegensätze wie zu Beginn der 90er Jahre 
schon einmal geschchen,73 nur erneut anheizt. Ebenso sicher jedoch ist, dass eine
Rechtsprechung, die faktisch in der übergroßen Mehrheit Hutu trifft, und das heißt 
in den Augen der Hutu: die Hutu als Mehrheit der Bevölkerung zu Tätern stempelt, 
nicht wirklich auf Akzeptanz rechnen darf. Der gordische Knoten wäre durchschla­
gen, wenn sich ein Weg finden ließe, welcher zugleich Rechtsprechung wie Versöh­
nung verheißt. 

Eben dies ist das Versprechen oder wenigstens die Chance der Gacaca-Prozesse. 

Zwar sollte man sich davor hüten, die Versöhnungsrhetorik der heutigen Machtha­
ber unbesehen für bare Münze zu nehmen, und nicht verkennen, dass das ursprüng­
liche Motiv, auf ein traditionelles Verfahren zurückzugreifen, weniger der Einsicht 
in die Notwendigkeit, die strafrechtliche Verfolgung der Völkermörder restaurativ 
zu flankieren, als vielmehr dem Willen geschuldet war, die strafrechtliche „Abarbei­
tung" der Tätermassen irgend zu bewerkstelligen. Auch darf man nicht aus den Au­
gen verlieren, dass eben diese redistributive Seite der heutigen Gacaca-Verfahren so­
wohl das Problem, das sie zu lösen berufen waren, praktisch verschärft hat als auch 

73 iehe Jorda11c ßerrrand: Rwanda, le piege de l'histoire. L'opposition democratique Avant lege-
110cidc (1990-1991), Paris 2000.
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der Wahrheitsfindung und damit der mittlerweile sehr wohl als unabdingbar 
erkannten Versöhnung im Wege steht. 

Sinnvoll erscheint mir deshalb, die Gacaca-Tribunale von ihrer strafrechtlichen 
Aufgabe zu entlasten, sie mit Amnestie-Befugnissen auszustatten und zu einer de­
zentralen, netzwerkartigen Wahrheitskommission umzubauen. Doch auch wenn die 
ruandische Regierung diesen mutigen Schritt täte, hätte man sich vor allzu hochflie­
genden Hoffnungen zu hüten: Wahrheitskommissionen sind idealiter Foren, auf de­
nen die zarte Pflanze der Versöhnung in Einzelfällen wachsen kann; Versöhnung be­
fehlen können sie nicht. Außerdem ist durch nichts garantiert, dass die Wahrheit, 
welche das Vergessen und die Verdrängung durchsticht, die alten Wunden auch 
wirklich heilt und nicht bloß neuerlich aufreißt. 

Und dennoch, es besteht die Chance, dass gacaca allen guten und schlechten Ab­
sichten der Initiatoren zum Trotz, unabhängig davon, ob und inwieweit es zur Be­
strafung von Schuldigen, zur Aufklärung des Geschehens oder zur Versöhnung von 
Opfern und Tätern beiträgt, den die Zukunft Ruandas verstellenden Gegensatz von 
Gerechtigkeit und Demokratie, wenn nicht löst, so doch abbaut. Denn die Gaca­

ca-Tribunale sind der Ort, an dem von allen, zwar unter Aufsicht des Staates, aber 
doch weitgehend unabhängig von diesem, über das, was wirklich geschah, darüber, 
wer - welches Individuum und welche Gruppe - wofür verantwortlich ist, und vor 
allem über die rechte Antwort auf die ruandische Krise gestritten werden kann. Wenn 
es stimmt, dass die Politi ierung und Fetischisierung von Echnizirät bi in die jüng -
te Vergangenheit ein Projekt vor allem der urbanen Eliten gewe en sind,74 darm be­
steht die Chance, dass die ländliche Bevölkerung sich vor den Gacaca-Gerichten an 
der die längste Zeit der ruandischen Geschichte als illegitim empfundenen Exekuti­
ve vorbei über die Hintergründe, Zwecke und Folgen staatlicher Identitätspolitik 
austauschen kann. Die Kultur der Schuldlosigkeit war auch eine Kultur des 
Schweigens und des Schweigen-Müssens. 

Die versöhnende oder besser vielleicht zukunftsstiftende Kraft der Gacaca-Ver­

fahren läge mithin nicht allein darin, dass Staat und Opfer möglichst aufs Strafen 
verzichten, als vielmehr darin, dass ein seit Generationen schwelender, politisch im­
mer wieder geschürter und schließlich mit Gewalt ausgetragener Konflikt landes­
weit, also unter Einschluss der gesamten Bevölkerung verbalisiert und nach zivilen 
Regeln ausgefochten werden kann. Weniger die Resultate der Gacaca-Prozesse, die 
Geständnisse, Freisprüche und Verurteilungen von Angeklagten, sondern die Ver­
fahren selbst, ihr Verlauf, der Widerstreit wären das, was Hutu und Tutsi in die Lage 
versetzte, das scheinbar Selbstverständliche zu tun: nur erst wieder miteinander zu 
leben. 

74 Vgl. Claudine Vidal: Sociologie des passions. Rwanda, Cote d'Ivoire, Paris 1991, S. 19-44, 
62-83; Danielle de Lame: Une Colline entre mille ou le calme avant le tempete. Transforma­
tions et blocages du Rwanda rurale, Tervuren 1996, S. 73.




